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17/6084, 17/6119 und 17/6109 an die in der Tagesord-
nung aufgeführten Ausschüsse vorgeschlagen. Sind Sie
damit einverstanden? – Da ich keinen Widerspruch höre,
ist das offensichtlich der Fall. Dann sind die Überwei-
sungen so beschlossen.

Ich rufe nun den Tagesordnungspunkt 4 auf:

Beratung des Antrags der Abgeordneten Dr. Carsten
Sieling, Ingrid Arndt-Brauer, Sabine Bätzing-
Lichtenthäler, weiterer Abgeordneter und der
Fraktion der SPD

Finanztransaktionsteuer in Europa einfüh-
ren – Gesetzesinitiative jetzt vorlegen

– Drucksache 17/6086 –
Überweisungsvorschlag:
Finanzausschuss (f)
Ausschuss für Wirtschaft und Technologie
Ausschuss für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung 
Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union 
Haushaltsausschuss

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind für
die Aussprache eineinhalb Stunden vorgesehen. – Ich
höre keinen Widerspruch. Dann ist das so beschlossen.

Ich eröffnet die Aussprache und erteile Kollegen
Joachim Poß für die SPD-Fraktion das Wort.

(Beifall bei der SPD)

Joachim Poß (SPD):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Der

Antrag zur Finanztransaktionsteuer, den wir hier heute
im Deutschen Bundestag debattieren, ist eine besondere
parlamentarische Initiative. Zeitgleich wird der gleiche
Antrag in der französischen Assemblée nationale bera-
ten. Es handelt sich also – das passiert ja nicht jeden Tag
oder jede Woche hier im deutschen Parlament – um eine
grenzüberschreitende, deutsch-französische Parlamenta-
rierinitiative in einer äußerst wichtigen Frage.

(Beifall bei der SPD)

Diese Initiative ist es wert, dass sie in beiden Parlamen-
ten breite Unterstützung findet. Ich bitte daher die Kolle-
ginnen und Kollegen aller Fraktionen um eine breite Un-
terstützung dieser Initiative,

(Beifall bei der SPD und der LINKEN)

nicht nur wegen der Sache selbst, sondern weil sich hier
ganz konkret zeigt, dass Deutsche und Franzosen an ei-
nem Strang ziehen und zusammen ein gemeinsames In-
teresse verfolgen. Ich finde, so sollte europäische Demo-
kratie ablaufen, liebe Kolleginnen und Kollegen.

Warum aber ist eine solche Initiative bitter nötig? Wir
als Initiatoren wollen uns mit den vielen Sonntagsreden
der Regierenden in Deutschland und Frankreich zur Ein-
führung einer Finanztransaktionsteuer nicht mehr zufrie-
dengeben.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Das gilt auch für die vielen gesellschaftlichen Gruppen
und Initiativen im Land. Immer mehr Menschen in ganz
Europa wollen eine derartige Steuer und werden zu
Recht immer unruhiger, weil es auf der Ebene der Regie-
rungen nicht weitergeht.

Es stimmt, dass Frau Merkel und Herr Schäuble im-
mer wieder die Einführung einer Finanztransaktion-
steuer einfordern, genauso auch Herr Sarkozy und Frau
Lagarde. Aber außer dass hin und wieder Briefe ge-
schrieben wurden, hat sich in der Sache in den letzten
zwölf Monaten nichts bewegt. Dabei bringt es auch nie-
manden mehr weiter, auf die bösen internationalen Part-
nerstaaten zu verweisen, die partout nicht mitmachen
wollen. Natürlich wäre es sehr wünschenswert, wenn
alle relevanten Finanzzentren der Welt bei einer Finanz-
transaktionsteuer mitmachen würden. Aber darf man
sich hinter einer solchen Bedingung verstecken? Dann
passiert und bewegt sich nämlich gar nichts, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen.

(Christian Lange [Backnang] [SPD]: Sehr 
wahr!)

Die Mehrheit der Bürgerinnen und Bürger der fünf
größten EU-Länder will die Einführung einer Finanz-
transaktionsteuer.

(Beifall bei der SPD und der LINKEN sowie
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE
GRÜNEN)

Herr Schäuble, Frau Merkel, das sollte doch für Sie eine
ausreichende Basis sein, sich gegen die Ideologen und
Finanzlobbyisten in Ihren eigenen Reihen und in der
FDP durchzusetzen. Dieser Rückhalt müsste auch groß
genug sein, um es wagen zu können, sich mit der Fi-
nanzindustrie anzulegen. Seien Sie endlich so mutig, ein
Gesetz vorzulegen, durch das eine Finanztransaktion-
steuer in einem ersten Schritt schon einmal in Deutsch-
land, Frankreich und anderen dazu bereiten Staaten ein-
geführt wird. Das würde eine Entwicklung in Gang
setzen, die nicht mehr zu stoppen wäre.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der LINKEN und des BÜNDNISSES 90/DIE
GRÜNEN)

Wenn meine Informationen stimmen, denken auch die
französischen Konservativen in eine ähnliche Richtung.
Nur, es muss gehandelt werden. Oder ist diese Koalition
auch in dieser Frage wie üblich handlungsunfähig? Vor
diesem Problem stehen wir derzeit ja leider des Öfteren.

(Beifall bei der SPD, der LINKEN und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wir brauchen die Lenkungswirkung einer Finanz-
transaktionsteuer, um unerwünschte Aktivitäten und Ge-
schäfte zurückzudrängen und so einen weiteren Beitrag
zur Stabilisierung der Finanzmärkte zu leisten. Machen
wir uns doch nichts vor: Auch wenn die ökonomische
Entwicklung aktuell erfreulich ist, sind die Finanzmärkte
nach wie vor sehr labil. Die Lösung der Griechenland-
Probleme ist doch auch deshalb so schwierig, weil nicht
nur Banken und Finanzinstitute in Griechenland auf
wackligen Füßen stehen.
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Wir sind bei der Finanzmarktregulierung noch lange
nicht da, wo wir sein müssten. Das Kasino ist wieder er-
öffnet. Die Finanzindustrie macht wieder munter auf
Risiko. Da trifft leider auch die deutsche Regierung ein
gerüttelt Maß an Schuld. Wegen der großen Meinungs-
unterschiede in der Koalition gerade in Finanzmarktfra-
gen war die Regierung gelähmt und ist auf G-20-Ebene
und europäischer Ebene oftmals nur schwankend und
unklar aufgetreten. Auch hier zeigt sich, was es bedeutet,
wenn Führung fehlt. Deutschland muss als sehr starke
Macht in Europa die Führung mitprägen. Wir sind aber
auf europäischem Parkett derzeit nicht meinungsbildend,
und das kann nicht gut gehen.

(Beifall bei der SPD und der LINKEN sowie
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE
GRÜNEN – Dr. h. c. Hans Michelbach [CDU/
CSU]: So ein Quatsch!)

Was die Meinungsunterschiede angeht, will ich nur an
die schmerzhaften Debatten im letzten Jahr erinnern, als
sich der damalige FDP-Vorsitzende an dieser Stelle für
alle sichtbar und erkennbar gewunden hat, nur um das
Wort „Finanztransaktionsteuer“ nicht in den Mund neh-
men zu müssen. Wir brauchen aber diese Steuer, auch als
Finanzierungsinstrument. Dass wir darauf nicht verzich-
ten können, weiß auch der Bundesfinanzminister, der in
seinem Finanzkonzept ab 2012 daraus jährlich Einnah-
men in Höhe von 2 Milliarden Euro vorgesehen hatte.
Um dieses Ziel zu erreichen, müssten Herr Schäuble
bzw. sein Haus aber auch anfangen, um dieses Geld zu
kämpfen, und dürften es nicht einfach streichen.

Es stimmt ja sowieso vieles nicht mehr von dem, was
vor einem Jahr in dieses sogenannte Sparpaket einge-
stellt wurde. Ich erinnere mich aber, was hierzu vor fast
genau einem Jahr in Fernsehbeiträgen gesagt wurde.
Frau Merkel und andere haben da gesagt: Wir stellen die
soziale Ausgeglichenheit dieses Pakets dadurch her, dass
die Wirtschaft in Form einer Finanztransaktionsteuer so-
wie anderer Maßnahmen wie einer Brennelementesteuer
beteiligt wird. – Wie sieht denn inzwischen das Ergebnis
aus? Mittlerweile wird der Haushalt nur noch dadurch
stabilisiert, dass man bei den sozial Schwachen und den
Arbeitslosen spart – das ist aber die falsche Stelle, ja-
wohl –, während andere Maßnahmen erst einmal nicht
umgesetzt wurden. Auch das ist ein Beleg für Ihre unso-
ziale Politik.

(Beifall bei der SPD, der LINKEN und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Das ist so ähnlich wie in der Atomenergiefrage. Sie
wissen gar nicht mehr, was Sie vor drei Tagen, ge-
schweige denn vor einem Jahr öffentlich gesagt haben.
Sie setzen auf die Vergesslichkeit des Publikums – leider
oft zu Recht. Das muss sich ändern in der deutschen
Politik, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der SPD und der LINKEN)

Diejenigen, die von den Rettungsmaßnahmen des
Staates in der Finanzkrise profitiert haben, müssen also
auch an der Finanzierung des Gemeinwesens beteiligt
werden. Sie dürfen nicht außen vor bleiben. Auch die ak-
tuell sprudelnden Steuerquellen können nicht darüber
hinwegtäuschen, dass das richtig und wichtig ist. Wir
müssen darüber eine ehrliche Debatte führen. Für die
Wahrnehmung wichtiger gesellschaftspolitischer Aufga-
ben ist dieser Staat auf allen Ebenen strukturell unterfi-
nanziert. Das gilt unabhängig von der aktuellen Ent-
wicklung bei den Steuereinnahmen. Darüber müssen wir
eine ehrliche Debatte in diesem Haus führen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Dabei geht es dann nicht nur um eine Finanztransaktion-
steuer, sondern in meinen Augen zum Beispiel auch um
eine modernisierte private Vermögensteuer

(Dr. Volker Wissing [FDP]: Da ist sie wieder!)

und andere Finanzierungsmaßnahmen, um Geld für die
Erfüllung gesellschaftspolitisch wichtiger Aufgaben – Be-
friedung der Gesellschaft, Forschung und Entwicklung,
Bildung und andere Zwecke – zur Verfügung zu haben
und verwenden zu können.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Dr. h. c. Wolfgang Thierse:
Das Wort hat nun Hans Michelbach für die CDU/

CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP)

Dr. h. c. Hans Michelbach (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Kolleginnen und

Kollegen! Die CDU/CSU-Fraktion ist grundsätzlich ge-
gen eine exzessive Erhöhung der Steuerbelastung und
gegen Doppelbesteuerungen, die eine Überforderung für
den Steuerzahler bedeuten. Das heißt aber nicht, dass wir
uns gegen einen Umbau der europäischen Steuersysteme
wenden oder gegen eine gerechtere Besteuerung des Fi-
nanzmarktes sind. Man muss das aber natürlich im Ge-
samtkontext sehen. Umschuldungen, Basel III, neue Ein-
lagensicherungssysteme, die deutsche Bankenabgabe –
all das muss wohl bedacht sein und darf nicht in einer
Scharfmacherrede angeprangert werden.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU –
Joachim Poß [SPD]: Das war eine Werberede,
keine Scharfmacherrede, Herr Kollege!)

Eine bessere Lenkungswirkung durch Finanzmarkt-
steuern und ein Beitrag des Finanzsektors sind unter be-
stimmten Voraussetzungen mit uns durchaus denkbar
und machbar. Das muss intensiv geprüft und internatio-
nal zielführend gestaltet sein. Die Vorwürfe der SPD ge-
genüber der Bundesregierung wegen des angeblich feh-
lenden Handlungsnachweises weisen wir zurück. Die
Dinge müssen fachlich beurteilt werden.

Die Besteuerung des Finanzmarktes muss wettbe-
werbsneutral, wirksam, unbürokratisch, umsetzbar und
wachstumsfreundlich erreicht werden.

(Dr. Axel Troost [DIE LINKE]: Das ist in Ord-
nung!)
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Den Beweis dafür lieferte der EU-Kommissar für Steu-
ern, Herr Semeta, in dieser Woche im Finanzausschuss.
Leider waren Sie nicht anwesend, Herr Poß. Ich zitiere
ihn für Sie noch einmal wörtlich.

(Joachim Poß [SPD]: Da bin ich gespannt!)
Er sagt:

Es ist unverantwortlich, eine Bewertung vorzuneh-
men, wenn keine unvoreingenommene Prüfung ei-
ner positiven Lenkungsfunktion durch die EU-
Kommission vorliegt.

So weit der Kommissar.

(Dr. Carsten Sieling [SPD]: Der ist weiter als 
Sie!)

Das ist eine klare Aussage. Er sagt, die Prüfung liege
noch nicht vor. Er hat uns eine Folgenabschätzung zur
Finanztransaktionsteuer oder einer Finanzaktivitätsteuer,
wie sie diskutiert wird, zugesagt.

Es ist nun einmal so, dass das Initiativrecht dafür die
Kommission hat und nicht die Parlamente, auch nicht in
Frankreich oder Deutschland. Deswegen, Herr Poß, ist
der SPD-Antrag ein reiner Schaufensterantrag.

(Dr. Carsten Sieling [SPD]: Unglaublich!)

Da bringt uns auch die Begleitmusik, die Sie gemeinsam
mit Frankreich bestellt haben, nicht weiter. Wir weisen
diesen Schaufensterantrag zurück; wir werden ihm in
dieser Form nicht zustimmen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP)

Es geht um eine fachgerechte Entscheidung. Dabei
muss verhindert werden, dass Steuersubstrat in Dritt-
staaten verlagert und unsere Wettbewerbsfähigkeit am
Finanzplatz Deutschland erheblich beschädigt wird. Es
gilt, eine gemeinsame Lösung zumindest in Europa zu
erreichen. Wir setzen uns mit den Chancen und den Fak-
ten ohne ideologische Scheuklappen auseinander und
vertreten dabei folgenden Standpunkt: Um einen finan-
ziellen Beitrag des Finanzsektors zu erhalten, unterstüt-
zen wir die möglichst weltweite, aber zumindest auf eu-
ropäischer Ebene oder wenigstens innerhalb der Euro-
Zone abgestimmte Einführung einer Finanztransaktion-
steuer.

(Sabine Stüber [DIE LINKE]: Davon merkt 
man aber nichts!)

Diese ist nach unserer Auffassung zur zusätzlichen Ge-
nerierung von Einnahmen aus dem Finanzsektor sehr gut
geeignet. Diese Auffassung teilt auch das Europäische
Parlament. Ich glaube, das ist die beste Grundlage.

Es sollte uns bewusst sein, dass zum Erreichen dieses
Ziels so viele Länder wie möglich von der Einführung
einer Finanztransaktionsteuer überzeugt werden müssen.
Bisher sind nur Österreich, Frankreich und Deutschland
dafür, wobei Frankreich auch eine andere Lösung bevor-
zugen würde.

(Dr. Carsten Sieling [SPD]: Luxemburg, Finn-
land, Belgien!)

Wir brauchen aber möglichst alle.
Wir müssen über die Ausgestaltung dieser Steuer nach-
denken. Hinsichtlich der Ausgestaltung einer Finanztrans-
aktionsteuer sollte, um einen Konsens auf europäischer
Ebene zu erreichen, den Diskussionen nicht – auch nicht
durch Deutschland – vorgegriffen werden. Wir sind der
Auffassung, dass die Finanztransaktionsteuer möglichst
alle Finanzinstrumente, die gehandelt werden, erfassen
soll. So sollten Finanzinstrumente, die börslich und au-
ßerbörslich gehandelt werden, in die Besteuerung einbe-
zogen werden. Damit könnte der Finanztransaktion-
steuer eine breite Bemessungsgrundlage zugrunde gelegt
werden. Insbesondere bei einer Ausklammerung be-
stimmter Finanzinstrumente wäre eine Verschiebung des
Geschäfts in diese Bereiche zu erwarten. Dies muss un-
bedingt vermieden werden. Deshalb sprechen wir uns
für eine möglichst alle Finanzinstrumente umfassende
Finanztransaktionsteuer aus.

Die Anknüpfung an die Erwerbsgeschäfte über Fi-
nanzinstrumente hat den großen Vorteil, dass es bei je-
dem auf Finanzinstrumente bezogenen Handelsgeschäft
bzw. Transaktionsgeschäft zu einer Steuerentstehung
kommen wird. Eine Unterscheidung in gute und
schlechte Geschäfte, wie sie die SPD immer wieder ver-
sucht vorzunehmen, wird damit nicht vorgenommen.
Das wäre auch nicht sinnvoll. Vorrangig bei der Einfüh-
rung einer Finanztransaktionsteuer ist die Erzielung von
Einnahmen. Natürlich sollte die Steuer auch Lenkungs-
wirkung entfalten. Wenn wir uns für die Finanztrans-
aktionsteuer eine breite Bemessungsgrundlage mit ei-
nem niedrigen Steuersatz vorstellen, dann dürfen wir
nicht vergessen, die Lenkungswirkung zu prüfen. Wir
sind auf die Prüfung der EU-Kommission angewiesen.
Ich glaube, wenn Sie wie in Ihrem Antrag von einem
Steuersatz in Höhe von 0,05 Prozent – letzten Endes eine
aus der Luft gegriffene Zahl – ausgehen, dann sind Sie
gewissermaßen nicht verhandlungsfähig. Das ist sicher
die oberste Grenze, die sich andere Länder vorstellen
können. Ich kann Ihnen sagen: Wenn Sie einfach eine
Zahl ohne Prüfung der Lenkungswirkung und ohne Sub-
stanz in die Welt setzen, ist dies inkompetent. Dann kön-
nen Sie keine Kompetenz in der Finanzwirtschaft nach-
weisen. Sie erweisen damit Ihrer Sache, der Sache der
Finanztransaktionsteuer, wirklich keinen Dienst.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Ganz besonders schlimm wird es, wenn man sieht,
dass die SPD in ihrem Antrag das Geld schon weltweit
verteilt hat.

(Joachim Poß [SPD]: Was? Was? – Christian
Lange [Backnang] [SPD]: Was reden Sie denn
da?)

Das ist nicht seriös. Dieses Geld gehört in den Bundes-
haushalt; denn der Bundeshaushalt hat in der Finanz-
marktkrise die Banken gerettet. Das Geld wurde nicht
weltweit an die Armen verteilt. Für die Bekämpfung der
Armut ist die Entwicklungshilfe zuständig. Sie machen
einfach ein Fass auf und sagen: Das Geld aus dieser
Steuer können wir in die Welt transferieren.

(Christian Lange [Backnang] [SPD]: Worüber 
reden Sie eigentlich?)
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Das sieht Ihr Antrag vor. Ich muss Ihnen ganz ehrlich sa-
gen: Ich habe schon viele Anträge der SPD gelesen, aber
der nun vorliegende Antrag stellt keine gute Vorberei-
tung dieses Hohen Hauses dar. Das Budgetrecht wird
von diesem Hohen Haus und insbesondere vom Haus-
haltsausschuss des Deutschen Bundestages wahrgenom-
men und darf nicht für eine solche Verteilungsaktion,
wie sie im SPD-Antrag gefordert wird, genutzt werden.
Deswegen können wir diesem Antrag nicht zustimmen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Vizepräsident Dr. h. c. Wolfgang Thierse:
Das Wort hat nun Richard Pitterle für die Fraktion Die

Linke.

(Beifall bei der LINKEN)

Richard Pitterle (DIE LINKE):
Sehr geehrter Herr Präsident! Verehrte Kolleginnen

und Kollegen! Seit 2009 höre ich im Bundestag von der
Bundesregierung, man wolle die Finanzbranche zur Be-
wältigung der Krisenkosten heranziehen. Und? Es pas-
siert nichts. Die Linke sagt: Wir brauchen endlich die Fi-
nanztransaktionsteuer.

(Beifall bei der LINKEN)

Mit dieser Steuer soll jeder und jede, der oder die an
der Börse und außerbörslich mit Wertpapieren, Deriva-
ten und Devisen spekuliert und dabei fette Gewinne
macht, mindestens 0,05 Prozent davon abgeben. Da sind
wir uns mit allen parlamentarischen und außerparlamen-
tarischen Initiativen ganz einig, die auch die Einführung
der Steuer fordern.

Blicken wir zurück. Am Anfang hat die Regierungs-
koalition die Finanztransaktionsteuer abgelehnt; mit den
Argumenten, sie verzerre den Wettbewerb, sei nicht ef-
fektiv, nur global machbar und leicht zu umgehen, haben
Sie all unsere Vorschläge abgeschmettert. Diese Argu-
mente haben Sie sich dann auch noch von Ihren Sachver-
ständigen bestätigen lassen.

(Björn Sänger [FDP]: Dafür gibt es Sachver-
ständige!)

Dann wurde die Finanzkrise zur Euro-Krise, und die Re-
gierung wandelte sich vom Saulus zum Paulus. Vor gut
einem Jahr, am 17. Mai 2010, berichtete zum Beispiel
Die Zeit:

Auch der CSU-Vorsitzende … Horst Seehofer er-
neuerte die Forderung nach einer Finanztrans-
aktionssteuer, „ohne Wenn und Aber“. Die Regierung
müsse „diese Branche, die Finanzbranche insgesamt,
der wir ja zum großen Teil diese Wirtschafts- und
Finanzkrise leider zu verdanken haben, bei der Be-
wältigung der Kosten auch heranziehen“, sagte er.

Das ist Originalton Seehofer. Diese Regierung ist, wie
man auch in der Energiepolitik sieht, für manche Wende
gut. Wenn es in die richtige Richtung geht, werden wir
sie deswegen nicht kritisieren. Aber hier reicht es nicht,
den Mund nur zu spitzen; man muss auch pfeifen.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD)
Denn inzwischen wissen alle, dass die Finanzmärkte ei-
nerseits enorme Handelsvolumina haben und rasant ge-
wachsen sind und dass sie andererseits nach wie vor
kaum Steuern zahlen. Alle Unternehmen, die ein Pro-
dukt verkaufen, müssen auf das Produkt Umsatzsteuer
erheben und sie beim Staat abliefern; nur Finanztrans-
aktionen sind davon ausgenommen. Allein an der
Frankfurter Derivatenbörse Eurex werden Umsätze ge-
macht, die 60-mal so hoch sind wie das gesamte deut-
sche Bruttoinlandsprodukt, ohne dass ein einziger Cent
Steuern gezahlt wird. Das ist doch ein Skandal.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Fakt ist, dass die Finanztransaktionsteuer nicht nur
Staatseinnahmen bringen, sondern auch eine wichtige
Lenkungswirkung entfalten kann. Das heißt, dass es un-
attraktiver wird, mit hoher Geschwindigkeit an den Fi-
nanzmärkten zu spekulieren; für alle Zocker wird es we-
niger profitabel, weil bei jeder Spekulation ein Teil des
Profits abgezogen wird. Die maßlosen Spekulationen
nämlich führten zur Finanzkrise und später zur Euro-
Krise. Seither bedrohen sie die Stabilität zahlreicher
Volkswirtschaften, siehe Griechenland.

Frau Merkel und Herr Schäuble sind leider nicht da.
Gerne würde ich ihnen glauben, dass es ihnen mit dem
Versprechen ernst ist, das sie mit dem französischen
Staatspräsidenten Sarkozy abgegeben haben. Gerne
würde ich ihnen auch glauben, dass sie die Mehrheit ih-
rer Fraktionen hinter sich haben. Wenn wir heute gleich-
zeitig mit dem französischen Parlament eine Entschei-
dung zur Einführung einer Finanztransaktionsteuer zu
treffen haben, dann können wir unseren Freundinnen
und Freunden in Frankreich nur zurufen: „Oui, Madame!
Oui, Monsieur!“ Sorgen Sie dafür, dass die Finanztrans-
aktionsteuer jetzt beschlossen wird. Wir brauchen in
Europa wirtschaftliche Stabilität; wir brauchen Steuer-
gerechtigkeit. Deshalb brauchen wir Gesetze, die verhin-
dern, dass die Geringverdienerinnen und Geringverdie-
ner, die Rentnerinnen und Rentner die Lasten der Krise
tragen müssen und die Vermögenden uneingeschränkt
und fröhlich weiterzocken können.

Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsident Dr. h. c. Wolfgang Thierse:
Das Wort hat nun Volker Wissing für die FDP-Frak-

tion.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Dr. Volker Wissing (FDP):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Wenn man von falschen Prämissen ausgeht, kommt man
nicht zum richtigen Ergebnis. Das belegt die SPD mit ih-
rem heute vorgelegten Antrag wieder einmal eindrucks-
voll. Ihre Feststellung, dass der Finanzsektor „keinen …
Beitrag zur Finanzierung des Gemeinwesens“ leistet,

(Joachim Poß [SPD]: Keinen ausreichenden 
Beitrag!)
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ist in der Sache grundfalsch; das wissen Sie auch. Wenn
Sie sich einmal darüber informieren wollen, sollten Sie
einmal mit der Oberbürgermeisterin der Stadt Frankfurt
sprechen und sie fragen, ob sie den Eindruck hat, dass
der Finanzsektor einen Beitrag zur Finanzierung des Ge-
meinwesens dieser Stadt leistet; danach sind Sie viel-
leicht klüger, als Sie es mit Ihrem Antrag zum Ausdruck
bringen.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU – Björn 
Sänger [FDP]: Einfach mal anrufen!)

Meine Damen und Herren, man kann dem Finanzsektor
viele Dinge vorwerfen und vieles kritisieren; in den letz-
ten Jahren ist auch unter Ihrer Regierungsverantwortung
vieles nicht richtig gelaufen. Es schadet aber auch nicht,
wenn man sich vorher zumindest ansatzweise informiert.
Dieser Grundsatz gilt auch, wenn man Frank-Walter
Steinmeier heißt und einen Antrag in den Deutschen
Bundestag einbringt.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Ihr Antrag zeigt einmal mehr, dass die SPD über kei-
nen Kompass mehr verfügt. Wohin wollen Sie eigent-
lich? Wollen Sie zurück in die Zeiten des Klassenkamp-
fes, oder wollen Sie nach vorne? Vertreten Sie heute
eigentlich die Finanzpolitik Ihres früheren Finanzminis-
ters Oskar Lafontaine, oder vertreten Sie die Finanzpoli-
tik Ihres früheren Ministers Peer Steinbrück?

(Joachim Poß [SPD]: Worüber reden Sie denn 
eigentlich? Sagen Sie etwas zur Sache!)

Beide haben übrigens keine Finanztransaktionsteuer ein-
geführt. Es gehört zu dem wenigen Guten, was man über
die sozialdemokratische Finanzpolitik sagen kann, dass
die SPD in der Regierung ganz schnell vergisst, was sie
in der Opposition gefordert hat.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Vermögensteuer? Fehlanzeige. Finanztransaktion-
steuer? O-Ton Steinbrück: Der Welt ist es egal, was der
SPD-Ortsverband Kessenich will. Nicht nur der Welt
war und ist es egal, was die SPD wollte. Ihrem selbster-
nannten Kanzlerkandidaten war es in seiner Zeit als Fi-
nanzminister erst recht schnurz. Deshalb darf es auch der
christlich-liberalen Koalition egal sein, was die SPD
heute mit diesem Antrag fordert.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Eine Partei, die in ihrer gesamten Regierungszeit,
gleich ob sie mit der grünen Partei oder der CDU/CSU
regiert hat, nicht einmal einen ernsthaften Versuch unter-
nommen hat, eine Finanztransaktionsteuer einzuführen,
sollte sich auch jetzt mit Anträgen zurückhalten.

(Dr. Gerhard Schick [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Reden Sie doch nicht dauernd
über die SPD!)

Sie sind in dieser Frage nämlich schlicht unglaubwürdig.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)
Sie haben die Finanztransaktionsteuer nicht eingeführt,
weil Sie diese, als Sie die Regierungsverantwortung tru-
gen, für falsch hielten und nicht wollten. Wir führen die
Finanztransaktionsteuer ebenfalls nicht ein, weil wir sie
für falsch halten und sie deshalb nicht wollen.

(Beifall bei der FDP – Dr. Axel Troost [DIE
LINKE]: Aha! Jetzt kommen wir doch zur Sa-
che!)

Es besteht zwischen uns im Grunde Konsens. Der Unter-
schied ist nur, dass Sie in der Opposition etwas fordern,
was Sie während Ihrer Regierungszeit nicht umgesetzt
haben.

Wenn man Argumente gegen die Finanztransaktion-
steuer benötigt, findet man in Ihrem Antrag eine geeig-
nete Arbeitsgrundlage. Er enthält viele Allgemeinplätze
und keine Fakten. Man könnte sagen: viel Sigmar
Gabriel, kaum Helmut Schmidt.

(Beifall des Abg. Dr. Edmund Peter Geisen [FDP] – 
Lachen bei Abgeordneten der SPD)

Vizepräsident Dr. h. c. Wolfgang Thierse:
Kollege Wissing, gestatten Sie eine Zwischenfrage

des Kollegen Steinbrück?

(Dr. h. c. Hans Michelbach [CDU/CSU]: Der 
Kanzlerkandidat!)

Dr. Volker Wissing (FDP):
Ja, bitte.

Peer Steinbrück (SPD):
Sehr geehrter Herr Kollege Wissing, würden Sie be-

stätigen, dass sich die Bundeskanzlerin und der seiner-
zeitige Bundesfinanzminister auf den Finanzgipfeln im
April 2009 in London und im September 2009 in Pitts-
burgh massiv für die Einführung einer Finanzmarkt-
transaktionsteuer eingesetzt haben und – mehr noch –
die Aufnahme einer entsprechenden Empfehlung in das
Kommuniqué des Gipfels im September 2009 sowie ei-
nen konkreten Prüfauftrag an den Internationalen Wäh-
rungsfonds durchgesetzt haben? Wenn Sie dies zugeben,
würden Sie dann auch Ihre bisherigen Ausführungen
freundlicherweise korrigieren wollen?

Dr. Volker Wissing (FDP):
Herr Steinbrück, es stimmt, dass man sich auf interna-

tionaler Ebene dafür eingesetzt hat. Übrigens hat auch
diese Bundesregierung auf internationaler Ebene gesagt,
dass sie eine Besteuerung des Finanzsektors erreichen
möchte. Auf internationaler Ebene hat es aber keinen
Konsens gegeben. Deshalb hat diese Regierung genauso
vernünftig gehandelt wie Sie damals und den Unfug ge-
lassen, diese Steuer auf nationaler Ebene einzuführen.
Diesen Unfug sollte die SPD weiterhin unterlassen.

(Dr. Carsten Sieling [SPD]: Es geht um die eu-
ropäische Ebene! Lesen bildet!)

Es macht keinen Unterschied, ob man in der Regie-
rung oder in der Opposition ist. Eine nationale oder re-
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gionale Transaktionsteuer bringt nichts. Das wissen Sie
sehr gut, Herr Steinbrück.

(Dr. Barbara Hendricks [SPD]: Das ist 
Herumeierei!)

In dieser Position kann ich Sie nur unterstützen; damit
lagen Sie immer richtig. Ihre Fraktion liegt jetzt aber
falsch, wenn sie dem Bundestag vorschlägt, das Gegen-
teil zu machen, nämlich diese Steuer national einzufüh-
ren. Deswegen bleibe ich bei meiner Position.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU – Michael Roth [Heringen]
[SPD]: Er hat das unterstützt! Er gehört zu un-
serer Fraktion! Haben Sie das vergessen?)

Vizepräsident Dr. h. c. Wolfgang Thierse:
Kollege, gestatten Sie eine Nachfrage des Kollegen

Steinbrück?

Dr. Volker Wissing (FDP):
Ja.

Peer Steinbrück (SPD):
Würden Sie bestätigen, Herr Kollege Wissing, dass

die Diskussion inzwischen weitergegangen ist und auch
der Vorstandsvorsitzende der Deutschen Bank die Ein-
führung einer solchen Finanzmarkttransaktionsteuer
dann für richtig hielte, wenn mindestens die wichtigsten
kontinentaleuropäischen Finanzplätze einbezogen wür-
den? Das heißt, wenn die Bundesrepublik Deutschland
sich mit ihrem Gewicht in Brüssel dafür einsetzen
würde, dass im Benelux-Bereich, in Frankreich, mögli-
cherweise auch in Italien eine solche Finanzmarkttrans-
aktionsteuer eingeführt würde, dann gäbe es sogar Ver-
treter der deutschen Finanzwirtschaft, die sich darüber
nicht grämen würden. Insofern kommt es darauf an – das
ist meine Frage –, ob Sie als FDP-Vertreter bereit wären,
auf die Bundesregierung stärker einzuwirken, dass zu-
sammen mit diesen Ländern, die sich teilweise bereits
für die Einführung einer solchen Finanzmarkttransak-
tionsteuer ausgesprochen haben, die Chance auf Reali-
sierung genutzt wird.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der
LINKEN)

Dr. Volker Wissing (FDP):
Sie kennen die Beschlussfassung des Deutschen Bun-

destages. Sie kennen auch die gemeinsamen Anträge
von CDU/CSU und FDP.

(Dr. Carsten Sieling [SPD]: Da steht dazu 
nichts drin!)

Deshalb lohnt es sich für Ihre Fraktion, nicht immer so
zu tun, als würden wir diesen Weg ausschließlich blo-
ckieren.

(Lachen bei der SPD – Christian Lange [Back-
nang] [SPD]: „Ausschließlich blockieren“!
Das ist verräterisch!)
– Ganz ruhig. – Wir haben gesagt: Wir sehen nicht ein,
dass wir den deutschen Finanzplatz beschädigen

(Joachim Poß [SPD]: Jetzt kommt es!)

und Ausweichbewegungen beispielsweise nach London
eröffnen; denn – da bin ich ganz bei Ihnen – 10 Prozent
von nichts bringt noch lange keine höheren Steuerein-
nahmen.

(Dr. Axel Troost [DIE LINKE]: Ist aber eine 
andere Steuer!)

Deshalb haben Sie einen nationalen Weg abgelehnt. Den
lehnen auch wir ab. Wir als FDP-Fraktion sagen: Eine
Finanztransaktionsteuer ausschließlich in der Euro-Zone
ist nicht vertretbar, weil sie den deutschen Finanzplatz
nachhaltig schädigt.

(Christian Lange [Backnang] [SPD]: Also
doch nein! Ein klares Nein! Die Wahrheit ist
auf dem Tisch!)

Ohne Großbritannien kommt eine solche Steuer nicht in
Betracht. Das ist die Position der Bundesregierung. In
der Opposition vertreten Sie jetzt die Auffassung, dass
es, wenn sie in Deutschland und in Frankreich eingeführt
würde, automatisch zu einer flächendeckenden Einfüh-
rung der Finanztransaktionsteuer kommen würde. Diese
Position haben Sie in Ihrer Regierungszeit nie vertreten,
weil Sie wissen, dass sie falsch ist.

(Dr. Carsten Sieling [SPD]: Das steht auch 
nicht im Antrag!)

Deswegen sei es Ihr Recht als Oppositionsfraktion, jetzt
all die Dinge zu fordern, die Sie in der Regierung für
falsch gehalten haben. Wir bleiben bei einem klaren
Kurs.

(Petra Merkel [Berlin] [SPD]: Das ist doch 
Quatsch!)

Wir können uns gerne inhaltlich mit der Finanztrans-
aktionsteuer auseinandersetzen. Sie schreiben, die Steuer
würde unerwünschte Effekte zurückdrängen. Sie müss-
ten schon näher erklären, wie die Finanztransaktion-
steuer unerwünschte Effekte erkennt und zurückdrängt.
Diese Steuer ist nämlich nicht selektiv; sie unterscheidet
nicht zwischen guter und spekulativer Anlage, sondern
sie belastest alle, und zwar alle gleich. Sie belastet die
Riester-Rentner und Besitzer von Lebensversicherungen

(Dr. Axel Troost [DIE LINKE]: Das Riester-
Argument hatten wir schon in der vorletzten
Debatte! – Michael Roth [Heringen] [SPD]:
Dann sagen Sie doch, dass Sie die Finanztrans-
aktionsteuer nicht wollen!)

genauso wie Hedgefonds, nur dass es für Letztere ein
Leichtes ist, sich einen anderen Finanzplatz auszusuchen
und der Finanztransaktionsteuer zu entgehen. Ich er-
kenne daher nicht, welche unerwünschten Nebeneffekte
die Steuer zurückdrängen soll.

Wenn Sie schreiben, dass die Finanztransaktionsteuer
einen Beitrag zur Stabilisierung der Finanzmärkte leis-
tet, so ist auch das mehr als gewagt. Sie glauben doch
nicht allen Ernstes, dass die Anleger, nur weil Sie in
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Deutschland und Frankreich eine Finanztransaktion-
steuer einführen, verlustbringende Investments länger
halten werden, und dass dies auch noch den Finanzmarkt
stabilisiert. Ich glaube, die Finanztransaktionsteuer wird
eher das Gegenteil bewirken.

(Petra Merkel [Berlin] [SPD]: Kommen Sie 
doch einmal zur Sache!)

Dort, wo sie nicht umgangen wird, wird sie zu stärkeren
Reaktionen der Märkte führen, weil die Märkte die
Steuer in ihre Kalkulation einbeziehen. Während bisher
die schnelle Reaktion der Märkte dazu beiträgt, Fehlent-
wicklungen frühzeitig zu erkennen,

(Dr. Axel Troost [DIE LINKE]: Sekundenhan-
del, so schnell handeln die!)

würde die Finanztransaktionsteuer dafür sorgen, dass die
Reaktionen später erfolgen und dafür umso heftiger aus-
fallen.

Meine Damen und Herren, ich habe den Eindruck,
dass Ihr Antrag vor allem autosuggestiven Charakter hat.
Sie glauben selber nicht mehr an diese Steuer und wollen
sich mit dem Antrag immer wieder selbst überzeugen.

(Lachen bei der SPD)

Ich habe auch Verständnis für die Widersprüchlichkeiten
in Ihrem Antrag. Ebenso habe ich Verständnis dafür,
dass Sie in der Opposition glauben, Punkte mit einer
Politik machen zu können, die Sie in der Regierung nie-
mals ernsthaft verfolgt haben. Deswegen schlage ich Ih-
nen vor: Machen Sie es wie Herr Steinbrück und schi-
cken Sie Ihren Finanztransaktionsteuer-Antrag dorthin,
woher er gekommen ist, nämlich an den Ortsverband
Kessenich. – Ich glaube, das habe ich richtig zitiert, Herr
Steinbrück.

Wie Sie richtig schreiben, gibt es bisher keinen Kon-
sens, eine Finanztransaktionsteuer einzuführen, weder
auf europäischer noch auf internationaler Ebene. Es ist
mehrfach versucht worden, ist aber ganz klar gescheitert.
Das liegt aber nicht daran, dass die anderen Regierungen
so viel dümmer wären als die SPD im Deutschen Bun-
destag; sie haben sich vielmehr mit der Finanztransak-
tionsteuer auseinandergesetzt, deren Schwächen erkannt
und suchen nun eine bessere Lösung zur Besteuerung
des Finanzsektors. Das geschieht aber nicht aus Gründen
der Regulierung, sondern zur Lösung der Haushaltspro-
bleme.

Nur die SPD tut in der Opposition immer so, als habe
sie einen finanzpolitischen Erkenntnisrausch, der ihr in
Regierungszeiten abhanden gekommen ist.

(Christian Lange [Backnang] [SPD]: Meine Güte, 
diese Koalition hat es echt nicht leicht!)

Sie präsentieren der Öffentlichkeit in altbekannter Ma-
nier ein Sammelsurium sozialdemokratischer Wieder-
gänger wie die Vermögen- oder die Finanztransaktion-
steuer.

(Michael Roth [Heringen] [SPD]: Die schüt-
teln schon alle den Kopf auf der Regierungs-
bank!)
Hiervon wollten Sie zu Regierungszeiten nichts wissen.
Deswegen sollten Sie den Deutschen Bundestag damit
nicht länger behelligen.

Vielen Dank.
(Beifall bei der FDP)

Vizepräsident Dr. h. c. Wolfgang Thierse:
Das Wort hat nun Gerhard Schick für die Fraktion

Bündnis 90/Die Grünen.

Dr. Gerhard Schick (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Bei
der Frage, wer als Opposition bei bestimmten Themen
die Klappe aufgerissen hat und nachher in der Regie-
rungszeit nichts zu liefern hat, wäre ich als FDP ganz
leise.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der LINKEN)

Zu dem Vorwurf, man bringe hier nur Allgemeinplätze,
sage ich, Herr Wissing, dass die Gegenargumente, die
Sie heute gebracht haben, viel schlimmer als Allgemein-
plätze waren. Es waren längst widerlegte Behauptungen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
In der Anhörung des Finanzausschusses ist ganz klar ge-
sagt worden: Die Belastung des Kleinanlegers ist mini-
mal und von Personen aufgebauscht worden, die die Fi-
nanztransaktionsteuer mit fadenscheinigen Argumenten
ins Aus katapultieren wollten, weil sie das tut, was not-
wendig ist, nämlich den Finanzsektor zu belasten.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der LINKEN)

Gestern im Finanzausschuss sah man ganz klar, wie
die Positionen in dieser Debatte verteilt sind. Alle Frak-
tionen haben dem anwesenden EU-Kommissar Semeta
ganz eindeutig die deutsche Position mit auf den Weg
gegeben: Wir wollen eine Finanztransaktionsteuer. Wir
haben gesagt, dass das jetzt auf europäischer Ebene vo-
rangebracht werden muss und dass nicht nur rumgeeiert
werden darf, wie es auch hier die Koalition macht. Eine
Fraktion war die große Ausnahme. Man sieht, warum
diese Bundesregierung nicht vorankommt: Die Unter-
stützung der FDP für diese Position fehlt. Hören Sie auf,
zu blockieren! Wir brauchen keinen parlamentarischen
Arm der Finanzbranche, sondern eine Unterstützung für
das, was von einer breiten Mehrheit dieses Hauses getra-
gen wird: eine Finanztransaktionsteuer.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der LINKEN)

Vizepräsident Dr. h. c. Wolfgang Thierse:
Kollege, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Kolle-

gen Wissing?

Dr. Gerhard Schick (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Gerne.
(Dr. Axel Troost [DIE LINKE]: Die Lobby!)
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Dr. Volker Wissing (FDP):
Würden Sie, Herr Kollege Schick, weil Sie sich im-

mer gerne mit der Vergangenheit beschäftigen, dem
Deutschen Bundestag und der deutschen Öffentlichkeit
erklären, wer unter Rot-Grün verhindert hat, dass eine
Finanztransaktionsteuer von der Bundesregierung auf
den Weg gebracht worden ist? War das damals die SPD
oder Bündnis 90/Die Grünen?

Dr. Gerhard Schick (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Es gab unter Rot-Grün Initiativen für eine Tobin-
Steuer. Ich erinnere an eine Studie aus dem Hause
Wieczorek-Zeul. Man fragt sich, ob ein Ministerium der
aktuellen Bundesregierung auch nur mit einer Studie
versucht hat, die Debatte voranzutreiben. Das könnte
man ja tun. Das gab es damals, und das ist von beiden
Parteien unterstützt worden.

(Dr. Daniel Volk [FDP]: Haben Sie es einge-
führt?)

Ich frage Sie umgekehrt – das könnte vielleicht je-
mand aus den Koalitionsfraktionen klären –: Wenn ich
eine Idee voranbringen will, dann versuche ich, dazu
eine Konferenz zu organisieren, eine Studie in Auftrag
zu geben. Warum gibt es bisher nur von einem öster-
reichischen Institut eine Studie dazu und nicht einmal
von einem deutschen?

(Dr. Volker Wissing [FDP]: Aber woran ist es 
gescheitert?)

Die Bundesregierung könnte ja eine Studie in Auftrag
geben. Hören Sie auf, nur zu reden! Handeln Sie endlich,
und bringen Sie diesen Gedanken voran!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
bei der SPD und der LINKEN – Dr. Volker
Wissing [FDP]: Eine Antwort? – Dr. Daniel
Volk [FDP]: Beantworten Sie doch einmal die
Frage: Haben Sie die Tobin-Steuer einge-
führt?)

Ich will noch kurz auf das eingehen, was Herr
Michelbach gesagt hat. Wissen Sie, Herr Michelbach,
wir haben hier heute etwas, was es nicht häufig gibt: eine
parallel organisierte Debatte der französischen National-
versammlung und des Deutschen Bundestages und einen
abgestimmten Antrag. Wenn wir bei allen Delegations-
gesprächen mit den französischen Kollegen immer die
Zusammenarbeit der nationalen Parlamente hochhalten
und dafür kämpfen – das ist richtig –, dann können wir
hier in der Debatte nicht sagen, das sei Begleitmusik. Ich
finde, eine solche Haltung haben Europa und auch der
Bundestag nicht verdient.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
bei der SPD und der LINKEN – Dr. h. c. Hans
Michelbach [CDU/CSU]: Das hat mit Europa
nichts zu tun!)

Zur konkreten Frage: Warum brauchen wir unbedingt
eine Finanztransaktionsteuer? Wir stellen fest, dass der
Finanzmarkt an vielen Stellen zu groß ist. Das sagen
nicht nur einige Oppositionsleute, sondern inzwischen
ist das als Ursache dieser Finanzkrise deutlich gewor-
den. So schreibt ein Forscherteam des Internationalen
Währungsfonds und der UN-Konferenz für Handel und
Entwicklung, UNCTAD: Zu viel Finanzwirtschaft ist
schlecht. Es schadet der Wirtschaft eines Landes, wenn
es einen aufgeblähten Finanzsektor hat. – Genau aus die-
sem Grunde brauchen wir eine Schuldenbremse für Ban-
ken – Leverage-Ratio –, die Sie in harter Form aber nicht
wollen und auf internationaler Ebene verhindern.

(Dr. Volker Wissing [FDP]: Stimmt ja über-
haupt nicht!)

Wir brauchen auch eine Besteuerung von Finanzumsät-
zen. Denn es ist für die wirtschaftliche Entwicklung
nicht gut, wenn Umsätze an den Finanzmärkten privile-
giert werden. Es ist falsch, wenn auf jedes Brötchen und
jeden Stuhl Umsatzsteuer erhoben wird, aber nicht auf
Finanzprodukte. Das muss korrigiert werden.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der LINKEN)

Es gibt einen zweiten wichtigen Punkt: die soziale
Balance und die Verteilungsfrage. Ja, es ist zu Recht ge-
sagt worden, dass eine Finanztransaktionsteuer ein Teil
eines Ausgleiches sein kann, wenn wir jetzt die Haus-
haltssanierung angehen und es um die Frage geht: Wer
trägt die Finanzierung künftiger Ausgaben? So hat auch
die Bundeskanzlerin im Juni 2010, also vor einem Jahr,
gesagt: Die Tatsache, dass wir eine Finanztransaktion-
steuer einplanen, ist ein Beitrag zur Gerechtigkeit. – Das
war Ihre Aussage, als es damals um das Sparpaket ging.
Damit wurde begründet, dass es Kürzungen gibt: beim
Heizkostenzuschuss, bei der Rente und bei den Arbeits-
marktmaßnahmen. Sie haben damals gesagt: Dieses Pa-
ket ist ausgewogen, weil es auch zu einer Belastung der
Industrie bzw. der Wirtschaft kommt, zum Beispiel
durch die Brennelementesteuer und die Finanztrans-
aktionsteuer.

Wo stehen wir heute? Ursprünglich ging man von
Einnahmen aus der Brennelementesteuer in Höhe von
2,3 Milliarden Euro aus. Mittlerweile ist bekannt, dass
die Einnahmen deutlich geringer ausfallen – man rechnet
jetzt mit 1,3 Milliarden Euro –, und die Finanztrans-
aktionsteuer ist aus dem Finanztableau für den Haushalt
2012 hinausgeflogen. Das heißt, wenn Sie Ihren eigenen
Maßstab der sozialen Balance der Haushaltspolitik von
vor einem Jahr anlegen würden, müssten Sie heute zuge-
ben, dass von einem fairen Ausgleich keine Rede mehr
sein kann, weil die Maßnahmen, die zur Belastung der
Wirtschaft eingeplant waren, so nicht realisiert werden.
Bei der sozialen Balance Ihrer Politik besteht ganz drin-
gender Korrekturbedarf.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der LINKEN)

Es hat einen tieferen Grund, warum wir diese soziale
Balance brauchen. Es ist so – das müssen Sie zur Kennt-
nis nehmen –, dass die Schieflage bei der Einkommens-
verteilung eine der Ursachen der Finanzkrise war.

(Joachim Poß [SPD]: So ist es!)
(C)
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In diesem Punkt besteht in der Forschung inzwischen ein
ziemlich breiter Konsens; Joseph Stiglitz hat das schon
vor zwei Jahren deutlich gemacht. Studien des Interna-
tionalen Währungsfonds kamen zu dem Ergebnis, dass
der Zusammenhang zwischen der Konzentration hoher
Einkommen bei wenigen Haushalten und der hohen
Verschuldung ärmerer Haushalte in dieser Krise eine
wichtige Rolle gespielt hat. Wenn man aus der Krise he-
rauskommen und versuchen will, die Wirtschaft zu stabi-
lisieren, sodass die Wahrscheinlichkeit einer neuen Krise
sinkt, dann muss man dafür sorgen, dass auch die Ein-
kommen der Unter- und Mittelschicht wieder stabilisiert
werden.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Das heißt nichts anderes, als dass wir uns mit der
Frage beschäftigen müssen: Wie wird die Steuerlast ver-
teilt? Schauen Sie sich die Situation in Europa an. Die
EU-Kommission fordert von Spanien, die Mehrwert-
steuer auf Grundgüter, also auf Güter, die jede Bürgerin
und jeder Bürger braucht, zu erheben. Es ist wichtig,
dass sich die deutsche Bundesregierung jetzt aktiv dafür
einsetzt, dass nicht Steuern auf Grundgüter erhoben wer-
den, die jeder Bürger und jede Bürgerin zahlen muss
– auch die Menschen, die schon in der Finanzkrise viel
verloren haben –, sondern dass endlich die Privilegie-
rung von Finanzumsätzen abgeschafft und durch die
Einnahmen aus einer Finanztransaktionsteuer die Finan-
zierung europäischer Ausgaben gewährleistet wird.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
bei der SPD und der LINKEN – Dr. Daniel
Volk [FDP]: Klassenkampf!)

– Für das Stichwort „Klassenkampf“ bin ich Ihnen sehr
dankbar, Herr Volk.

(Zuruf von der SPD: Was hat er gesagt?)

– „Klassenkampf“ hat er gesagt.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Davon 
hat er doch gar keine Ahnung!)

Nein! Machen Sie sich einmal wieder den Gedanken
einer sozialen Marktwirtschaft klar. Schon am Beginn
der Bundesrepublik Deutschland ist ein breiter Konsens
entstanden – übrigens von Ordoliberalen formuliert und
vorgeschlagen –: Eine Marktwirtschaft kann nur stabil
sein, wenn es einen sozialen Ausgleich gibt. Wer heute
daran erinnert, mitten in der Krise, die dadurch ver-
schärft wurde, dass die Verteilungssituation nicht
stimmt, der macht keinen Klassenkampf, sondern der
sorgt dafür, dass eine solche Krise in Zukunft nicht mehr
stattfinden kann. Dass die FDP dabei nicht mitzieht, ist
ihr schwächster Punkt. Deswegen nähern sich Ihre Um-
frageergebnisse langsam den Steuersätzen, die wir für
die Finanztransaktionsteuer vorschlagen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der LINKEN)

Haben Sie eigentlich wahrgenommen, dass in der
Wissenschaft inzwischen klar ist, dass der Markt für
Collateralized Debt Obligations – CDOs –, der Markt für
die problematischen Hypothekenpapiere, nur entstehen
konnte, weil es eine Konzentration von Reichtum bei
wenigen Individuen gab? Nehmen Sie es eigentlich zur
Kenntnis, dass die Schieflage auch eine Ursache dieser
Krise ist und dass wir aus dieser Krise nur herauskom-
men, wenn wir diese Schieflage korrigieren? Das hat
überhaupt nichts mit Klassenkampf zu tun, sondern das
ist das Wiederherstellen der Bedingungen für eine so-
ziale Marktwirtschaft. Erinnern Sie sich einmal: Das
führen Sie ständig im Mund. Tun Sie es auch!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN –
Dr. Daniel Volk [FDP]: Sie versprechen das
Falsche! – Gegenruf des Abg. Dr. Wolfgang
Strengmann-Kuhn [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Die FDP hat sich schon längst von der
sozialen Marktwirtschaft verabschiedet!)

Ich muss zum Schluss kommen. – Ich glaube, eine
Sache ist wichtig: Wir müssen dieses Anliegen in diesem
Haus wirklich gemeinsam vertreten. Deswegen ist die
Kooperation mit der französischen Nationalversamm-
lung gut. Wir müssen uns klarmachen: Wenn wir die De-
batte in Europa gewinnen wollen und das sicherstellen
wollen, was die Mehrheit der Bürgerinnen und Bürger in
diesem Land will, nämlich eine wirkliche Veränderung
an den Finanzmärkten, dann müssen wir gemeinsam da-
für kämpfen. Es kann dann nicht sein, dass Vertreter der
Regierungskoalition hier Larifari von sich geben und
ausweichende Bedingungen formulieren, sondern dann
ist an dieser Stelle ein wirkliches Handeln von Regie-
rung und Fraktionen notwendig. Wir haben heute bei den
Koalitionsfraktionen erlebt, dass das nicht der Fall ist.

Korrigieren Sie das, damit hinter den Ankündigungen
der Minister und der Kanzlerin etwas mehr als nur laue
Konzepte steht. Wir brauchen jetzt eine wirkliche Strate-
gie, die dieses Haus hier gemeinsam entwickeln muss.
Hören Sie auf, das zu blockieren!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der LINKEN)

Vizepräsident Dr. h. c. Wolfgang Thierse:
Das Wort hat nun Frank Steffel für die CDU/CSU-

Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Dr. Frank Steffel (CDU/CSU):
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Her-

ren! Herr Poß, nachdem sich die Sozialdemokraten bei
vielen bedeutenden europäischen Abstimmungen in den
letzten Monaten etwas schwergetan haben, begrüßen wir
es natürlich außerordentlich, dass uns deutsche Sozialde-
mokraten und französische Sozialisten nun gemeinsame,
wortgleiche Anträge zeitgleich diskutieren lassen. Da-
durch wird aber der Inhalt natürlich nicht viel aktueller.

Zum einen wissen Sie – mein Kollege Michelbach hat
darauf hingewiesen –, dass wir in wenigen Tagen oder
Wochen hoffentlich den Prüfbericht der Europäischen
Kommission zu eben diesem Thema Finanztransaktion-
steuer erwarten und dann gemeinsam prüfen müssen, ob
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unsere deutschen Interessen und unsere deutsche Posi-
tion dort hinreichend wiedergefunden werden.

Zum anderen wollen Sie mit diesem Antrag wahr-
scheinlich den Eindruck erwecken, dass, wenn wir auf
europäischer Ebene zu einer Finanztransaktionsteuer
kommen, es an Ihrem heutigen Antrag liegt. Wir wissen
beide, dass das am Ende wahrscheinlich nicht der Wahr-
heit entspricht.

(Beifall bei der CDU/CSU – Joachim Poß [SPD]: 
Das ist eine kühne Unterstellung!)

Deswegen versuche ich, einige sachliche Anmerkun-
gen aus meiner Sicht in dieser Debatte zu machen.

Deutschland ist – das würde ich am Beginn gerne be-
wusst festhalten – bei der Einführung einer internationa-
len Finanztransaktionsteuer gemeinsam mit Frankreich
und Österreich momentan Motor in Europa.

(Manfred Zöllmer [SPD]: Warum weiß die 
FDP nichts davon?)

Um das sehr klar zu sagen, weil es hinsichtlich der natio-
nalen Einführung, Herr Wissing, und der internationalen
Einführung hier offensichtlich eine unterschiedliche De-
battenlage gibt: Das Präsidium der CDU hat vor der
Euro-Krise, am 14. Januar 2010, einstimmig beschlos-
sen, dass wir eine internationale Finanztransaktionsteuer
einführen wollen.

(Dr. Carsten Sieling [SPD]: Das stellt niemand 
infrage!)

Wir haben genauso klar gesagt: „Wir sind gegen einen
nationalen Alleingang“, weil wir fest davon überzeugt
sind, dass bei solchen Fragen sowohl die Zeit der Ideolo-
gien als auch die Zeit nationaler Alleingänge vorbei ist.
Auch das ist eine Lehre aus der Krise.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP)

Die Einheit des Euro-Raums – was aus meiner Sicht
das Minimum sein müsste –, besser noch die Einheit
Europas, sollte in dieser Frage unser Maßstab und Ziel
sein. Es sind schon viele Zahlen genannt worden; ich
greife nur eine heraus: Zwei Drittel des Handelsumsat-
zes der europäischen Börsen – da bin ich noch nicht in
New York, Schanghai oder Hongkong – entfallen auf die
Börsen in London und Madrid. Das heißt, wenn Großbri-
tannien und Spanien nicht mitmachen, bleibt dieser
europäische Tiger, den wir zu schaffen versuchen, zahn-
los. Wir wissen auch, dass die Deutsche Börse in
Frankfurt nicht einmal einen Anteil von 10 Prozent am
europäischen Börsenumsatz macht. Wir sind also gut be-
raten, die Bundesregierung dabei zu unterstützen, inter-
nationale Lösungen – zumindest im Euro-Raum, besser
noch in ganz Europa – herbeizuführen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP)

Weil ich den Eindruck habe, dass wir Deutsche hier
unsere Position offensiv vertreten müssen, will ich sehr
deutlich machen: Wir von der CDU/CSU sind nicht be-
reit, zu akzeptieren, dass auf der einen Seite Triple-A-
Länder wie Frankreich, Österreich und Deutschland, die
momentan Motor des Aufschwungs sind, und auch Finn-
land und Luxemburg dringend benötigt werden, um mit
ihrer herausragend guten Bonität Europa und den Euro
zu stabilisieren, sich Europa auf der anderen Seite wei-
gert, von diesen Ländern vorgeschlagene Regelungen zu
internationalen europäischen Spielregeln zu akzeptieren.
Wir erwarten deshalb, dass die EU – in diesem Punkt
teile ich Ihre Kritik, Herr Kollege Schick – jetzt zügig zu
Ergebnissen kommt. Deutschland hat sich aufgrund gu-
ter Politik, aber auch wegen der vielen fleißigen Arbeit-
nehmer und insbesondere des deutschen Mittelstandes,
der momentan in Europa ein stabilisierender Faktor ist
– auch das muss man an dieser Stelle einmal wohlwol-
lend und lobend erwähnen –, als stabil erwiesen und
sollte zusammen mit den vorhin von mir erwähnten Län-
dern Vorschläge für die Ausgestaltung von europäischen
Spielregeln machen.

Unser Finanzminister Wolfgang Schäuble hat völlig
recht, wenn er sagt: Eines darf keinesfalls passieren,
nämlich dass wir drei Jahre diskutieren und dann nichts
hinbekommen. – Das wäre in der Tat ernüchternd für
Europa, ernüchternd für das Thema, aber auch ernüch-
ternd für die Bevölkerung, weil sie dann den Eindruck
bekommen würde, dass wir weder Lehren aus der Krise
gezogen haben noch international in der Lage sind, den
Finanzsektor zu regulieren und so zu gestalten, wie wir
es mit Blick auf unsere Verantwortung für richtig halten.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Ich will jetzt sehr bewusst das aufgreifen, was Sie,
Herr Wissing, gesagt haben und was Gegenstand einer
kritischen Debatte war: Europa – das ist zumindest mein
Eindruck – benötigt Deutschland. Wenn ich an die
nächsten 48 Stunden denke, liegt mir auf der Zunge, zu
sagen: offenkundig mehr denn je. Europa benötigt inso-
fern auch unsere soziale Marktwirtschaft, die nicht zu-
letzt der Grund dafür ist, dass Deutschland so stark ist.
Zu dieser sozialen Marktwirtschaft – ich sage das sehr
deutlich – gehören neben Freiheit auch Spielregeln und
soziale Gerechtigkeit.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/
DIE GRÜNEN)

Wer von uns also erwartet, dass wir in einer schwieri-
gen Situation zu Europa stehen – ich vermute, die Mehr-
heit dieses Hauses wird dies in den nächsten Stunden
tun – und dass wir für unsere Währung Euro einstehen,
der muss auch akzeptieren, dass wir bei den Regeln für
die Finanz- und Wirtschaftsordnung in Europa ein kräfti-
ges Wörtchen mitreden möchten. Die Menschen in
Deutschland erwarten von uns zu Recht, dass wir, wenn
wir aus Überzeugung für Europa werben, auch in ande-
ren Bereichen unsere Positionen durchsetzen, die zur
Vermeidung einer neuen Krise notwendig sind.

Wir erwarten hier von unseren europäischen Partnern
und Freunden – ich sage das sehr klar und glaube, dass
dies auch die überwältigende Mehrheit der Menschen in
Deutschland, völlig unabhängig von der Parteiorientie-
rung, so sieht –, dass sie die berechtigte Interessenlage
Deutschlands respektieren und sich in der Frage einer in-
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ternationalen europäischen Finanztransaktionsteuer dem
Vorschlag von Frankreich, Österreich und Deutschland
anschließen. Nach einer europäischen Lösung – auch das
sollte heute betont werden – muss es unser Ziel sein,
eine internationale Regelung in Nordamerika und in vie-
len anderen Ländern dieser Erde durchzusetzen. Denn
nur internationale Regeln schützen uns vor einer erneu-
ten Finanzkrise.

Der Grund für den Dissens in der Debatte, Herr Kol-
lege Wissing, war – das war zumindest mein Eindruck –,
dass einige Ihnen unterstellt haben, Sie würden nicht für
internationale Regeln einstehen. Natürlich sind wir in
der Koalition gemeinsam der Auffassung, dass auf inter-
nationaler Ebene Lehren aus dieser Finanzkrise gezogen
werden müssen. Da schaden nationale Alleingänge.
Denn bei aller Bedeutung der Finanztransaktionsteuer:
Sie wird nicht alle Probleme, die im Rahmen der Finanz-
krise aufgetreten sind, lösen können. Sie wäre aber ein
ergänzender Baustein neben vielen anderen Dingen, die
wir gemeinsam in den letzten Jahren angegangen sind,
und insofern ein weiterer Schutz vor einer möglichen
nächsten Krise. Deshalb unterstützen wir die Bundes-
regierung in ihrer Position, europäische Regelungen zu
erreichen und dann daran zu arbeiten, sie international
durchzusetzen.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Vizepräsident Dr. h. c. Wolfgang Thierse:
Das Wort hat nun Carsten Sieling für die SPD-Frak-

tion.

(Beifall bei der SPD)

Dr. Carsten Sieling (SPD):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Diese Debatte hat uns in ihrem Verlauf leider gezeigt
– das wissen wir eigentlich schon –, wie der Zustand die-
ser Regierungskoalition ist und in welch unterschiedli-
chen Tonarten dort gesprochen wird. Ich will das aber
gar nicht weiter vertiefen, weil ich dann meine wertvolle
Redezeit auf die FDP verwenden müsste. Meine Rede-
zeit beträgt sieben Minuten. Diese Zahl ist Gott sei Dank
höher als die Prozentzahl, die die FDP bei einer Wahl
bekäme.

Ich möchte gerne aufgreifen, was mein Vorredner,
Herr Steffel, deutlich gemacht hat, und an seine Rede an-
knüpfen. Wir als Sozialdemokraten haben den vorliegen-
den Antrag nicht eingebracht, um dieses Thema zu ver-
einnahmen. Dafür sind dieses Thema und die damit in
Verbindung stehende Aufgabe zu wichtig. Wir haben das
Ganze im Zusammenhang mit der Bewältigung der euro-
päischen Krise und der Beteiligung des Finanzsektors an
den Kosten dieser Krise zu sehen. Das müssen wir errei-
chen. Das wollen wir über eine Finanztransaktionsteuer
hinbekommen. Daher ist es richtig, wenn hier eine sol-
che Tonart angeschlagen wird.

(Beifall bei der SPD)
Ich möchte noch auf etwas anderes eingehen. Es ist
erfreulich, zu hören, dass der Bundesfinanzminister, der
sich hierzu unterschiedlich deutlich ausgesprochen hat,
von Teilen der Koalition unterstützt wird. Auch bei der
Bundeskanzlerin gab es ein Hin und Her;

(Joachim Poß [SPD]: Vorsichtshalber bleibt sie 
weg, um die Reden nicht zu hören!)

auch sie hat sich in diese Richtung geäußert. Hier bedarf
es weiterer Unterstützung. Wir sind auch deshalb noch
nicht weiter, weil aus der Regierungskoalition keine ein-
heitliche Unterstützung kommt. Da wollen wir gemein-
sam nachhelfen. Wir hoffen – diese Hoffnung gebe ich
noch nicht auf; denn die Debatte ist noch nicht zu
Ende –, dass wir hier einen Schritt weiterkommen.

Ich will einige Punkte ansprechen, die missverstanden
worden sind. Herr Michelbach hat sich dahin gehend ge-
äußert – das ist der erste Aspekt –, wir als SPD wollten
diese Steuer national einführen. In unserem Antrag wird
klar, dass eine internationale Einführung richtig wäre.
Ich muss an dieser Stelle aus unserem Antrag zitieren
– denn er ist offensichtlich nicht gelesen worden –:

Die Gesetzesinitiative soll so ausgestaltet sein, dass
sie sich in der Europäischen Union …, notfalls aber
vorerst allein in der Euro-Zone oder in einem Zu-
sammenschluss von mehreren Einzelstaaten einfüh-
ren lässt …

Darum geht es uns; das ist der Weg.

Dazu sage ich: Mit den Worten „mehrere Einzelstaa-
ten“ sind nicht nur Deutschland, Frankreich und Öster-
reich gemeint, sondern es sollte auch bekannt sein, dass
Belgien, Luxemburg, Finnland und außerhalb des EU-
Raums auch Norwegen diesen Weg mitgehen würden.
Von daher gibt es hierfür eine breite Basis. Diese Chance
muss ergriffen werden. Das ist der Kern des Antrags.
Darum geht es.

(Beifall bei der SPD)

Der zweite Aspekt ist der Prüfbericht. Es war gestern
im Finanzausschuss toll, Herrn Wissing und Kommissar
Semeta nebeneinander sitzen zu sehen. Ich bewundere
Herrn Wissing dafür, dass er gestern die Nerven behalten
hat.

(Joachim Poß [SPD]: Es ist unglaublich, dass 
Sie Herrn Wissing bewundern!)

Eigentlich hätte er aus dem Hemd springen müssen;
denn der Kommissar der Europäischen Union hat ges-
tern deutlich gemacht, dass die EU-Kommission nicht
mehr an der Finanzaktivitätsteuer festhält, die die Bun-
desregierung dankenswerterweise ablehnt und für die es
hoffentlich keine Mehrheit gibt, sondern jetzt vorurteils-
frei die Finanztransaktionsteuer prüfen will.

Er hat zu dem wichtigen Thema der Gefahr der Ab-
wanderung erklärt, dass wir uns nicht damit aufhalten
sollten, darüber zu jammern und es als Gegenargument
zu strapazieren, sondern dass die Kommission versucht,
Wege zu finden, wie man diese Abwanderung einhegen
kann, wie man dafür sorgen kann, dass die Transaktio-
nen besteuert werden, ohne dass es zu Abwanderungen
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kommt. Einen solchen Weg muss man gehen. Das ist ein
konstruktiver Umgang damit.

Herr Wissing, statt hier Ihre Märchenstunde über die
Vergangenheit abzuhalten, die offensichtlich nur Sie sel-
ber und ein paar FDPler erlebt haben, wäre es besser ge-
wesen, dies zu sagen und deutlich zu machen; denn das
hätte auch Ihre Glaubwürdigkeit erhöht. Ich erwarte, dass
Sie als Vorsitzender des Finanzausschusses – das sind Sie
noch – die Debatten kennen. Sie haben uns an einer Stelle
Unglaubwürdigkeit vorgeworfen: Wir würden sagen,
dass der Finanzsektor nicht vernünftig besteuert wird,
und das sei falsch. Die EU-Kommission befasst sich aber
deshalb mit diesem Thema, weil festgestellt worden ist
– Kollege Schick hat dies dargestellt –, dass der Finanz-
sektor im Bereich der Umsatzbesteuerung ausgespart
werde, dass dies – so steht es in Vorlagen der EU-Kom-
mission – eine Unterbesteuerung des Finanzsektors be-
deute und dass man das korrigieren wolle. Ich erwarte,
Herr Wissing, dass Sie als Vorsitzender des Finanzaus-
schusses das wissen und uns hier nichts vorwerfen, son-
dern endlich klar die Wahrheit sagen und sich dazu be-
kennen, dass Sie – und nicht wir mit unserem Antrag – auf
dem Holzweg sind.

(Beifall bei der SPD)

Zum Schluss möchte ich an Sie appellieren, sich
wirklich zu überlegen, wie Sie sich in dieser Sache ver-
halten und damit umgehen wollen. In dieser Minute
– das ist wahrscheinlich einmalig – führt die französi-
sche Nationalversammlung auf der Grundlage eines
gleichlautenden Antrages die gleiche Debatte wie wir.
Ich finde, das ist ein großer Schritt. Ich hoffe, dass wir
einen solchen Gleichschritt, wie wir ihn jetzt mit unseren
Parteien hinbekommen haben, auch zwischen Deutsch-
land und Frankreich erreichen.

Richtig überraschend und positiv ist aber, dass sich
vorgestern die UMP, die konservative Partei Frank-
reichs, die Partei des Präsidenten Sarkozy, dem Antrag
der Sozialisten in Frankreich, der dem Antrag der So-
zialdemokraten in Deutschland entspricht, angeschlos-
sen hat.

(Ralph Brinkhaus [CDU/CSU]: Das war ein 
eigener Antrag!)

– Herr Brinkhaus, ich bedanke mich für die Detailkor-
rektur, die aber im Kern nichts ändert. Es wurde ein ei-
gener Antrag eingebracht, so wie man das parlamenta-
risch macht; aber er ist im Kern wortgleich.

Er sieht übrigens einen Steuersatz von 0,05 Prozent
– Herr Michelbach hat dies hier noch bekrittelt – und
eine breite Bemessungsgrundlage vor. Es gibt aber eine
Differenz: Die Einnahmen sollen nicht unbedingt in den
nationalen Haushalt eingestellt werden, wofür wir hier
sind, sondern die UMP schreibt, dass dieses Geld insbe-
sondere für Entwicklungshilfe und den Kampf für Kli-
maschutz eingesetzt werden soll.

(Beifall bei der SPD)

Ich teile das von der inhaltlichen Seite her. Das könnte
eine Verwendungsmöglichkeit sein. Wir sagen aber
trotzdem, dass es eine Vereinnahmung in den nationalen
Haushalt geben soll. Ich sage nur: Die UMP, Ihre
Schwesterpartei in Frankreich, geht da einen Schritt wei-
ter. Sie lehnen dies hier vehement ab. Auch das sollte Sie
zum Nachdenken bringen.

Ich hätte mich gefreut, wenn Sie diesen Schritt ge-
macht hätten. Sie können das hier nachholen, indem Sie
heute unserem Antrag zustimmen. Wenn Sie hier und
heute einen eigenen Antrag – wortgleich mit unserem –
eingebracht hätten, dann hätten wir auch Ihrem Antrag
zugestimmt, und wir hätten die Situation, dass nicht nur
die Franzosen in ihrer Nationalversammlung, –

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Herr Kollege.

Dr. Carsten Sieling (SPD):
– sondern hoffentlich auch wir hier die Finanztransak-

tionsteuer auf den Weg bringen könnten. Das braucht
Deutschland dringend, das braucht Europa dringend, und
das brauchen auch die Menschen in unseren Ländern.

Herzlichen Dank für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD – Christian Lange [Back-
nang] [SPD]: Wo ist eigentlich der Herr
Michelbach geblieben?)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Björn Sänger hat das Wort für die FDP-Fraktion.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Björn Sänger (FDP):
Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und

Herren! Das deutsch-französische Verhältnis ist natür-
lich wichtig und verdient eine besondere Pflege. Es ist
auch begrüßenswert, wenn solche Initiativen in beiden
Parlamenten zeitgleich beraten werden. Das bedeutet
aber natürlich nicht, dass man die Dinge hier unkritisch
durchwinkt, sondern man sollte schon einen kritischen
Blick auf das werfen, was hier vorgelegt wurde.

Sie schreiben in Ihrem Antrag als erste These, dass
der Finanzsektor keinen seiner Bedeutung entsprechen-
den Beitrag zur Finanzierung des Gemeinwesens leistet.
Das steht auf der ersten Seite. Da habe ich mich gefragt,
wie es eigentlich um die Körperschaftsteuer, die Gewer-
besteuer und auch die Einkommensteuer bei den Mana-
gern jener Unternehmen steht; denn hier wird ja nach
Leistungsfähigkeit besteuert. Dass da keiner einen seiner
Bedeutung entsprechenden Beitrag zur Finanzierung des
Gemeinwesens leistet, kann man sicherlich nicht sagen.

Die Lösung aus Ihrer Sicht ist eine Finanztransaktion-
steuer, die – das haben Sie ja selber im Laufe der Debatte
mehrfach gesagt – wie eine Umsatzsteuer wirkt. Sie soll
aber die Verursacher treffen. Wenn man eine solche
Steuer einführen möchte, dann muss man Pro und Kon-
tra abwägen. Deshalb stelle ich mir die Frage, ob sie das
geeignete Instrument ist, um dieses Ziel zu erreichen.
Wen wollen Sie denn damit treffen? Angesichts der Im-
mobilienblase in den Vereinigten Staaten, die man si-
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cherlich als krisenursächlich ansehen kann, frage ich
mich, ob Sie die Clinton-Administration treffen wollen,

(Dr. Barbara Hendricks [SPD]: Mein Gott, 
Junge!)

die hinsichtlich der Hypothekenkredite in den Vereinig-
ten Staaten einen Fehler gemacht hat. Oder wollen Sie
vielleicht die Landesbanken treffen, die die Krise nach
Deutschland importiert haben, oder am Ende gar die
Sparkassenvorstände, die in den Aufsichtsräten der Lan-
desbanken agiert haben?

Das alles werden Sie mit der Finanztransaktionsteuer
nicht schaffen. Im Gegenteil: Sie werden wie bei jeder
Umsatzsteuer erreichen, dass die Belastung letzten En-
des an den Anleger durchgereicht wird. Dabei entsteht
auch – das schreiben Sie sogar in Ihrem Antrag, und es
blieb im Übrigen damals in der Anhörung unwiderspro-
chen – ein gewisser Effekt für die Arbeitnehmer, zum
Beispiel auf ihre Pensionskassen, und für die Riester-
Sparer.

(Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Hören Sie doch end-
lich mit dem Unsinn auf! – Dr. Carsten Sieling
[SPD]: 70 Euro in 20 Jahren!)

Denn wenn die Vermögen entsprechend umgeschlagen
werden, fällt auch diese Steuer an. Das kann das Endver-
mögen um 6 bis 9 Prozent mindern.

Die Frage ist, ob man damit wirklich die Finanz-
märkte erreicht. Werden diese an der Krise beteiligt?
Reichen die Maßnahmen, die die Bundesregierung zum
Beispiel mit der Bankenabgabe eingeleitet hat, nicht aus,
um den Sektor entsprechend an der Krise zu beteiligen?

Des Weiteren möchten Sie die Finanztransaktion-
steuer zur Bekämpfung der Armut heranziehen. Das ist
ein hehres, richtiges und gutes Ziel. Die Frage ist aber,
was Sie mit dem Geld machen wollen. Wollen Sie damit
die Krisenkosten bezahlen oder die Armut bekämpfen?
Man kann jeden Euro nur einmal ausgeben; es sei denn,
Sie beherrschen die Kunst der wundersamen Geldver-
mehrung.

Das Ziel, das Sie mit dieser Steuer verfolgen, ent-
spricht dem Ziel, das Sie eigentlich immer verfolgen,
nämlich Abkassiererei. Sie stellen damit Ihr Ziel in eine
Linie mit Ihren bisherigen Vorhaben: Trinken für die
Truppe, Rauchen für die Rente und jetzt Spekulieren ge-
gen Hunger.

(Christian Lange [Backnang] [SPD]: Was sagt
eigentlich die Bundesregierung zu so einer
Rede? Das ist ja unglaublich!)

Die nächste Frage, die sich mir stellt, ist, ob die Len-
kungswirkung, die Sie dieser Steuer unterstellen, über-
haupt eintreten wird. Manche Ökonomen sagen, dass Sie
damit Liquidität aus dem Markt herausziehen und die
schnelle Informationsweitergabe bei Fehlbewertungen
am Markt beseitigen.

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Herr Sänger, wer hat Ihnen denn das
gesagt?)
Am Ende würde eine derartige Steuer möglicherweise
mehr schaden als nutzen.

Damit komme ich zur Frage der Abwanderung. Das
ist aus meiner Sicht als jemand, der aus Hessen kommt
– Frankfurt liegt schließlich in Hessen –,

(Kerstin Tack [SPD]: Da hat er mal etwas 
Wahres gesagt!)

das größte Problem. Wenn Sie eine solche Steuer nur in
der Euro-Zone einführen wollen, dann ist der Finanzplatz
London davon nicht betroffen. In den Millisekunden, in
denen diese Geschäfte stattfinden, Herr Dr. Troost, kann
man auch den Handelsplatz ändern.

(Dr. Axel Troost [DIE LINKE]: So ist das 
auch nicht!)

Das ist ein einfacher Klick im Programm, und schon fin-
det die Transaktion in London statt. Damit haben Sie
letztlich keines Ihrer Ziele erreicht, weil die Spekulation
und der Handel mit Finanzprodukten dort weiterlaufen.

Wir unterstützen selbstverständlich eine Prüfung und
gründliche Aufarbeitung aller Punkte, die ich eben ge-
nannt habe, um zu einer vernünftigen Datenbasis zu kom-
men und zu erkennen, ob das Instrument sinnvoll ist. Wir
wollen aber keine Einführung einer solchen Steuer unter-
halb der Europäischen Union. Wenn überhaupt, dann
wäre die Ebene der G 20 sinnvoll. Ich glaube aber, das ist
ausgeschlossen, wobei man auch da sagen kann, dass
dann möglicherweise der 21. kommt, der Regulierungs-
arbitrage schafft.

Unterhalb der Europäischen Union bzw. ohne den
Finanzplatz London werden wir die Steuer nicht einfüh-
ren können, und wir werden dies auch nicht wollen.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Der Kollege Dr. Axel Troost hat das Wort für die

Fraktion Die Linke.

(Beifall bei der LINKEN)

Dr. Axel Troost (DIE LINKE):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Wir begrüßen ausdrücklich diese zeitgleiche Debatte
hier und im französischen Parlament. Die Forderung
nach einer Finanztransaktionsteuer, für die wir schon vor
der Finanzkrise eingetreten sind, ist inzwischen breit in
der Bevölkerung und auch in diesem Haus verankert.
Dem ist eine lange Vorarbeit vorausgegangen. Zunächst
wurde die Forderung vor allem von Attac erhoben, in-
zwischen unterstützt sie ein breites Bündnis von 82 Or-
ganisationen in der Kampagne „Steuer gegen Armut“.
Dieses Engagement will ich hier ausdrücklich würdigen.

(Beifall bei der LINKEN, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Auch international ist die Stimmung gut: Neben
Frankreich sind inzwischen auch viele andere Länder zu



13006 Deutscher Bundestag – 17. Wahlperiode – 114. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 9. Juni 2011

(A) (C)

(D)(B)
Dr. Axel Troost

der Einführung bereit. Das Europäische Parlament – das
ist heute noch nicht erwähnt worden – hat am 8. März
mit der deutlichen Mehrheit von 78 Prozent für die Ein-
führung dieser Steuer gestimmt. Die traditionell eher
links angesiedelte Forderung wird inzwischen also auch
breit von Konservativen in Europa befürwortet. Vorges-
tern, am Dienstag, hat Kommissionspräsident Barroso
gesagt:

Ich bin für eine Finanzmarkttransaktionsteuer und
werde dazu in sehr naher Zukunft einige Ideen ein-
bringen.

Nun haben wir gehört, dass uns der zuständige EU-
Kommissar, Herr Semeta, der gestern bei uns war, zuge-
sichert hat, dass eine unvoreingenommene, ergebnis-
offene Prüfung vorgenommen wird. Ich selbst bin Volks-
wirt und kenne die Kolleginnen und Kollegen und die
Mehrheiten. Wenn die Mehrheit derjenigen, die prüfen,
aus Personen besteht, die seit 20 Jahren sagen, die Fi-
nanzmärkte seien das Effektivste und Finanzkrisen
könnten nicht vorkommen, dann ist zumindest nicht si-
cher, ob diese Personen ihre Meinung wirklich so schnell
ändern. Oder – um es an einem einfachen Beispiel deut-
lich zu machen –: Wenn Sie dem sehr berühmten Profes-
sor „Un-Sinn“

(Heiterkeit bei der LINKEN und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

den Auftrag geben, unvoreingenommen und ergebnis-
offen eine Prüfung durchzuführen, dann wissen Sie, was
das Ergebnis ist: Unsinn!

(Beifall bei der LINKEN und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordne-
ten der SPD)

Wir Bundestagsabgeordnete sind nicht dazu gewählt
worden, Unsinn zu machen, sondern wir sind gefordert,
Politik zu machen. In diesem Zusammenhang möchte
ich ausdrücklich die Rede von Herrn Steffel begrüßen
und sagen, dass nahezu Einmütigkeit herrscht, dass
Druck ausgeübt werden muss und wir deutlich machen
müssen, dass wir als deutsches Parlament der Ansicht
sind, dass diese Steuer auf europäischer Ebene breit ein-
geführt werden muss.

(Beifall bei der LINKEN, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Die Bundesregierung bemüht sich in der Tat, bei die-
ser Einigung voranzukommen, und dafür loben wir sie.
Aber mein Eindruck ist bisher, dass es zwei große Pro-
bleme gibt. Das erste Problem ist die FDP.

(Dr. Volker Wissing [FDP]: Da haben wir es 
wieder!)

Das ist heute sehr deutlich geworden. Ich will auf die
Beiträge gar nicht eingehen. Es war nur peinlich, was
Herr Sänger hier vorgetragen hat.

(Christian Lange [Backnang] [SPD]: Das 
stimmt allerdings!)

Es ist wirklich so: Die FDP steht auf völlig verlorenem
Posten und sollte nicht nur ihre Führungsmannschaft,
sondern auch ihre unhaltbaren Positionen ausrangieren,
damit wir weiterkommen.

(Beifall bei der LINKEN und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordne-
ten der SPD)

Ich habe schon einmal in einer Debatte zu diesem Thema
gesagt: Es kann nicht sein, dass der Schwanz FDP in die-
ser Frage mit dem Hund, dem gesamten Parlament, wa-
ckelt.

(Björn Sänger [FDP]: Da können Sie mal 
sehen, wie viel Einfluss wir haben!)

Wenn es stimmt, dass die FDP und die CDU/CSU eine
gemeinsame Fraktionsklausur abhalten wollen, dann
kann ich die CDU/CSU nur bitten, die FDP in dieser
Frage wieder an die Leine zu nehmen, damit man mit ge-
meinsamen Positionen vorangehen kann.

Das zweite Problem ist die Frage, auf welcher Ebene
die Steuer eingeführt werden soll und wie groß die Zu-
stimmung zu der Einführung der Steuer sein muss. Wenn
man die Zustimmung aller 27 EU-Staaten fordert, dann
ist das aus unserer Sicht eher unrealistisch. Es muss da-
rum gehen, mit dem Kern, Frankreich, Österreich und
anderen, zu schauen, insbesondere noch Großbritannien
ins Boot zu bekommen, um dann die Steuer einzuführen.
Es muss darum gehen, eine Koalition williger Staaten
hinzubekommen, die dann entsprechend handelt. Was
wir wirklich brauchen, ist ein Vorratsbeschluss des Deut-
schen Bundestages, der dokumentieren würde, dass die
Bundesrepublik wie Frankreich, Belgien und Österreich
sofort eine solche Steuer einführen würde.

(Beifall bei der LINKEN, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Lassen Sie mich noch etwas zu den Einnahmen aus
dieser Steuer sagen. Eine Finanztransaktionsteuer – das
wissen alle, die sich damit beschäftigt haben – bringt
weit mehr Einnahmen als die von Schäuble veranschlag-
ten 2 Milliarden Euro. Insofern ging es nie um so etwas
wie ein Instrument zur Finanzierung von Steuersenkun-
gen für Hoteliers; die Finanztransaktionsteuer ist viel-
mehr traditionell eine Steuer zur Finanzierung globaler
Angelegenheiten wie Entwicklungshilfe oder Umwelt-
und Klimaschutz.

(Beifall bei der LINKEN)

Und das ist auch richtig so.

Seit 40 Jahren haben alle Bundesregierungen das Ver-
sprechen gebrochen, 0,7 Prozent des Bruttonationalein-
kommens für Entwicklungshilfe zu verwenden. Eine
Mehrheit von 353 Bundestagsabgeordneten, darunter
also auch Mitglieder der Regierungskoalition, unter-
stützt inzwischen einen Aufruf zur Erfüllung dieses Ver-
sprechens. Mit einer Finanztransaktionsteuer wäre dies
problemlos finanzierbar. Es ist schon wichtig, das hier
noch einmal zu betonen. Das heißt nicht, dass diese
Steuereinnahmen nicht in den Haushalt fließen. Das
heißt auch nicht, dass darüber hinausgehende Einnah-
men aus dieser Steuer nicht für eine nachhaltige Politik
in der Bundesrepublik selbst genutzt werden können.
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Die Bundesregierung sollte in enger Abstimmung mit
der französischen Regierung und koordiniert mit ande-
ren Regierungen noch in diesem Jahr eine Gesetzesini-
tiative für eine europäische Finanztransaktionsteuer vor-
legen und dann in der Tat – ich stimme Herrn Steffel
völlig zu – auch international, etwa im G-20-Rahmen,
versuchen, andere davon zu überzeugen, dass das Erhe-
ben dieser Steuer eine sinnvolle Maßnahme ist. Wir soll-
ten versuchen, noch vor der Sommerpause einen ent-
sprechenden Vorratsbeschluss hier im Bundestag zu
fassen.

Danke schön.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Der Kollege Ralph Brinkhaus spricht für die CDU/

CSU-Fraktion.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der FDP)

Ralph Brinkhaus (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Ich

möchte zwei Vorbemerkungen machen:

Erstens. Ich glaube, dass eine gut organisierte, inter-
national möglichst breit angelegte Finanztransaktion-
steuer nicht dazu führen wird, dass der Finanzplatz
Deutschland ernsthafte Probleme bekommt. Ich bin des-
wegen der Meinung, dass die eine oder andere Aufre-
gung an dieser Stelle übertrieben ist.

Zweitens. Ich bin der Meinung, dass das Konstrukt
Finanztransaktionsteuer völlig überschätzt wird. Man
konnte hier hören, welche Einnahmen damit erzielt wer-
den sollen, was damit gemacht werden soll: Der Hunger
und die Armut in der Welt sollen damit bekämpft wer-
den; die Umwelt soll gerettet werden.

(Björn Sänger [FDP]: Spannung, Spiel und 
Schokolade!)

Ich glaube, das ist illusorisch. Es ist auch illusorisch, zu
glauben, dass wir mit einer lokal begrenzten Finanz-
transaktionsteuer eine Lenkungswirkung in der Form er-
zielen, dass unerwünschte Geschäfte von den internatio-
nalen Finanzmärkten verschwinden. Ich finde es
befremdlich, mit welcher teilweise geradezu religiösen
Inbrunst dieses Thema vorangetragen wird. Ich erkenne
den guten Willen, insbesondere bei einigen Nichtregie-
rungsorganisationen; aber ich sehe auch sehr viel Naivi-
tät.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der FDP)

Zu Ihrem Antrag.

Erstens. Sie fordern die Bundesregierung auf, sich zu-
sammen mit den europäischen Partnern für eine Initia-
tive zur Finanztransaktionsteuer einzusetzen. Meine Da-
men und Herren von der SPD, Sie wissen: Die
Bundesregierung macht das bereits. Sie wissen auch:
Die Bundesregierung findet nicht schrecklich viele Part-
ner für dieses Projekt. Sie wissen darüber hinaus, dass
wichtige europäische Länder gegen dieses Projekt sind.
Insofern ist Ihr Antrag an dieser Stelle fehlgeleitet. Was
Sie formulieren, ist nicht richtig.

Zweitens. Sie fordern eine Finanztransaktionsteuer in
Höhe von 0,05 Prozent. Sie müssen uns jetzt auch ein-
mal begründen, wie Sie auf diese Zahl kommen. Herr
Troost ist hier einmal durch die Gegend gelaufen und hat
0,01 Prozent gefordert.

(Dr. Axel Troost [DIE LINKE]: National!)

Es gibt NGOs, Nichtregierungsorganisationen, die
0,1 Prozent fordern. Dieser Steuersatz ist durchaus er-
heblich. Wenn nämlich ein zu niedriger Steuersatz ge-
wählt wird, dann werden wir kein Steuersubstrat erzie-
len. Wenn ein zu hoher Steuersatz gewählt wird, dann
werden wir die Geschäfte, die wir besteuern wollen, im
Zweifel in andere Länder vertreiben, und zwar in solche,
in denen diese Steuer nicht erhoben wird. Das gilt es zu
bedenken. Das konnten Sie nicht ausräumen.

(Dr. Carsten Sieling [SPD]: Dazu gibt es eine 
Studie! – Weitere Zurufe von der SPD)

Sie fordern in Ihrem Antrag, dass diese Steuer auf
Wertpapiergeschäfte, auf Derivate, auf Devisentransak-
tionen erhoben wird. Das kann man machen. Ich hätte
mir gewünscht, dass Sie erklären – schließlich wollten
Sie mit diesem Antrag etwas Neues einbringen –, warum
Sie genau diese Abgrenzung vornehmen. Sie sagen: Wir
wollen börsliche und nichtbörsliche Geschäfte besteu-
ern. Auch da müssen Sie mir noch erklären, wie das ad-
ministrierbar sein soll. Wie soll zum Beispiel die Ver-
waltung von nichtbörslichen Geschäften aussehen? Das
ist durchaus eine große Herausforderung.

Sie sagen, meine Damen und Herren von der SPD,
dass diese Steuer im ersten Schritt dazu genutzt werden
soll, die nationalen Haushalte zu stärken. Das kann man
machen. Damit befinden Sie sich im Widerspruch zu den
Nichtregierungsorganisationen, auch zu einzelnen Par-
teien, die dezidiert fordern, dass dieses Geld zur Rettung
der Umwelt und des Klimas, zur Bekämpfung des Hun-
gers und für die Dinge, die ich eben benannt habe, ver-
wandt wird. Sie müssen auch beantworten, warum Sie zu
dieser Schlussfolgerung gekommen sind.

Sie sagen: Wir bauen eine Kaskade auf. Die Steuer
soll möglichst in der Europäischen Union gelten, wenn
das nicht klappt, im Euro-Raum und sonst in einer Ko-
alition der Willigen. Herr Sieling von der SPD hat ge-
rade aufgeführt, wer zu dieser Koalition der Willigen,
die das einführen wollen, gehören könnte. Aber Sie müs-
sen die Frage beantworten: Was ist, wenn Großbritan-
nien, der Finanzplatz London, nicht mitmacht? Dann be-
kommen wir ein erhebliches Problem. Was machen wir,
wenn die Schweiz nicht mitmacht, wovon auszugehen
ist? Diese Fragen sind unbeantwortet geblieben.

Zum Schluss – ich weiß nicht, warum Sie das vorge-
sehen haben – fordern Sie, dass das Parlament über den
Prozess der Entscheidungsfindung zeitnah und umfas-
send zu informieren ist. Das ist ein selbstverständliches
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parlamentarisches Recht. Aber vielleicht war einfach
noch ein bisschen Platz auf dem Papier, sodass Sie das
hinzugefügt haben.

Wenn ich das alles einmal zusammenfasse, dann muss
ich sagen: Ich halte es – das ist sehr ernst gemeint – für
eine sehr gute Idee, etwas zusammen mit den französi-
schen Parlamentariern zu machen. Ich glaube, das soll-
ten wir an der einen oder anderen Stelle öfter machen,
und zwar deswegen, um einen Gegenpol zum Europäi-
schen Parlament zu bilden und um die Bedeutung der na-
tionalen Parlamente herauszustellen. Ich glaube, das ist
wichtig und gut.

Dieser Antrag eignet sich nur bedingt dafür, weil Sie
mit Ihrem Antrag nichts wirklich Neues liefern,

(Dr. Carsten Sieling [SPD]: Das sieht Ihre 
Fraktionsfreundin ganz anders!)

weil Sie Dinge bekräftigen, die schon geschehen, weil
Sie viele Fragen unbeantwortet lassen und weil dieser
Antrag, bei allem Respekt, handwerklich noch eine
Menge Potenzial nach oben hat. Insofern habe ich mir
schon die Frage gestellt: Warum wurde dieser Antrag
eingebracht?

Im Übrigen – Sie haben es gestern im Finanzaus-
schuss gehört –, das Timing ist sehr schlecht, die Euro-
päische Kommission erwartet die Ergebnisse wichtiger
Studien in den nächsten Wochen, die uns dann sicherlich
auch weiterbringen.

(Dr. Carsten Sieling [SPD]: Und das Gesetz im 
Oktober!)

Ich habe mir also die Frage gestellt: Was ist der An-
lass dafür, dass die SPD diesen Antrag eingebracht hat?
Erste Vermutung: Sie wollten als Opposition der Regie-
rung einfach einmal zeigen: Ihr müsst mehr tun. Ich
glaube, die Regierung tut eine Menge, und es ist schon
erstaunlich, dass es eine christlich-liberale Regierung ist,
die das Projekt Finanztransaktionsteuer mit einer derarti-
gen Vehemenz vorantreibt, und nicht eine sozialistische
Regierung.

(Beifall des Abg. Klaus-Peter Flosbach [CDU/
CSU] – Dr. Carsten Sieling [SPD]: Das haben
wir heute gehört! – Dr. Axel Troost [DIE
LINKE]: Aber der liberale Teil ist so gut wie
weg!)

Das kann es also nicht sein.

Der zweite Punkt ist: Sie wollten vielleicht dezent da-
rauf hinweisen, dass unser Koalitionspartner dieses Pro-
jekt nicht mit der gleichen Begeisterung verfolgt, wie
wir das tun.

(Dr. Carsten Sieling [SPD]: Das wissen wir ja 
schon!)

Dazu muss ich sagen: Das ist Ihnen, wenn ich mir die
heutige Debatte anschaue, graduell auch durchaus gelun-
gen.

(Lachen bei der LINKEN)
Aber wir befinden uns in einer Koalition. Ich glaube, es
ist auch ganz gut und richtig, dass die FDP nicht immer
einer Meinung mit uns ist und andere Akzente setzt. Das
war übrigens in der Großen Koalition mit Ihnen, Herr
Poß, genauso der Fall.

(Joachim Poß [SPD]: Das hat aber nicht zu Hand-
lungsunfähigkeit geführt wie bei Ihnen!)

In einer Koalition muss man sich einfach einigen und
Kompromisse finden. Ich glaube, die Regierung hat ei-
nen guten Kompromiss gefunden und vertritt diese Linie
eigentlich ganz gut.

(Joachim Poß [SPD]: Wir haben aber 
gehandelt!)

Das kann es also auch nicht sein.

Meine dritte These ist – das ist die These, die am
schlagendsten ist –, dass die SPD einfach mal ein finanz-
politisches Lebenszeichen von sich geben wollte.

(Zuruf von der FDP: Ja!)

Denn während diese Bundesregierung und diese Regie-
rungskoalition in den letzten 14 Monaten acht Gesetze
auf den Weg gebracht haben, darunter sehr umfangrei-
che, innovative Pakete – ob das nun das Verbot der Leer-
verkäufe war oder zum Beispiel das Bankenrestrukturie-
rungsgesetz –, wurde in den Diskussionen von Ihrer
Seite, subjektiv gefühlt, immer nur geäußert: Eigentlich
brauchen wir eine Finanztransaktionsteuer. Mehr ist
nicht gekommen. Das war, subjektiv gefühlt, Ihr Beitrag.

(Zurufe von der FDP und des Abg. Dr. Carsten 
Sieling [SPD])

Jetzt ist es nicht meine Aufgabe, die Oppositionspolitik
zu bewerten. Aber, ehrlich gesagt, konstruktive Vor-
schläge, auch wenn sie nicht gut waren und wir sie nicht
teilen, sind leider nicht von der größten Oppositionspar-
tei gekommen, sondern von den Grünen. Das ist ein
peinliches Beispiel dafür, wie die finanzpolitische Quali-
tät und die Situation der SPD momentan sind. Außer Fi-
nanztransaktionsteuer fällt Ihnen nichts, aber auch gar
nichts ein.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Das Schlimme an der Sache ist, dass Sie den Men-
schen damit suggerieren, dass die Regulierung der Fi-
nanzmärkte und das Erzielen von Steuersubstrat aus dem
finanzwirtschaftlichen Sektor mal so eben per Feder-
strich durch diese Steuer erreicht werden können. Nein,
das ist eine mühsame Kärrnerarbeit, das ist ein Kampf
um jede Regulierung, und das ist ein Kampf um jede
gute Entscheidung. An diesem Kampf haben Sie sich
nicht beteiligt. Das werfe ich Ihnen vor.

(Dr. Carsten Sieling [SPD]: Sie sind doch der 
Ausfall!)

Sie haben immer nur die Finanztransaktionsteuer ge-
fordert. Das ist der einzige Beitrag, den Sie hier leisten,
und das ist schlichtweg zu wenig.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)
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Wie geht es jetzt weiter? Das ist ja die entscheidende
Frage. Es geht jetzt so weiter, wie es die Bundesregie-
rung, unser Bundesfinanzminister und unsere Bundes-
kanzlerin angekündigt haben: Wir werden auf europäi-
scher Ebene weiterhin vehement darum kämpfen, dass
wir eine vernünftig ausjustierte Finanztransaktionsteuer
bekommen. Wir werden daran arbeiten.

(Manfred Zöllmer [SPD]: Kämpfen Sie erst
einmal in Ihrer Koalition darum! – Zuruf des
Abg. Joachim Poß [SPD])

Aber wir werden auch darauf achten, dass eine solche
Finanztransaktionsteuer, wenn sie denn eingeführt wird,
so organisiert wird, dass danach der Finanzplatz
Deutschland und der Finanzplatz Europa noch Bestand
haben und nicht das passiert, was den Schweden Ende
der 90er-Jahre passiert ist, als mit viel gutem Willen eine
ähnliche Steuer eingeführt worden ist, was jedoch zur
Folge hatte, dass daraufhin der Finanzplatz nachhaltig
verwüstet worden ist. Das ist nicht der richtige Weg.

(Dr. Axel Troost [DIE LINKE]: Das ist etwas 
anderes!)

Ich kann Ihnen nur eines sagen: Der Weg, den diese
Regierung geht, ist nicht spektakulär, weil Verhandlun-
gen, die im demokratischen Umfeld stattfinden, nie
spektakulär sind. Dieser Weg ist lang, aber wir werden
ihn gehen. Ihr Antrag dazu war nett, aber nicht unbe-
dingt hilfreich.

Danke schön.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP –
Joachim Poß [SPD]: Ihre Rede war auch nett,
aber ohne Auswirkungen! Sie war harmlos!)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Die Kollegin Dr. Barbara Hendricks hat jetzt das Wort

für die SPD-Fraktion.

Dr. Barbara Hendricks (SPD):
Frau Präsidentin! Meine lieben Kolleginnen und Kol-

legen! Ihre Rede, Kollege Brinkhaus, stand wohl offen-
bar unter dem Obersatz, wie man acht Minuten Redezeit
füllt, wenn man unschlüssig ist. Ich glaube, das war Ihr
Problem.

(Beifall bei der SPD)

Es ist in der Tat bemerkenswert, wie sich die Kolle-
gen aus der CDU/CSU-Fraktion bisher verhalten haben;
Sie, Herr Flosbach, werden ja gleich noch sprechen. Der
Kollege Dr. Steffel ist sehr deutlich geworden und hat,
wie ich finde, eine vollkommen klare Linie vertreten.
Diese hat ja die Koalition in der Bundesregierung eigent-
lich schon beschlossen. Insofern müsste eigentlich auch
die FDP sagen: Das ist schon beschlossen. Wir müssen
das mittragen, weil wir in dieser Koalition sind und als
eine der Koalitionsfraktionen die Regierung tragen. –
Kollege Michelbach war ein wenig offen in seinen For-
mulierungen; nun gut.

(Joachim Poß [SPD]: Das ist aber schon wohl-
wollend formuliert!)
Und Kollege Brinkhaus war ein wenig unschlüssig.

(Ralph Brinkhaus [CDU/CSU]: Waren Sie 
vielleicht in einem anderen Plenarsaal?)

– Nein, ich war gerade hier. Sie waren ein wenig un-
schlüssig. Sie haben sich nicht so recht geäußert, in wel-
che Richtung Sie denn nun wirklich etwas vorantreiben
wollen. Es war Ihnen irgendwie nicht so ganz klar, wie
Sie mit dieser Frage umgehen sollen.

(Ralph Brinkhaus [CDU/CSU]: Vielleicht erläu-
tern Sie erst einmal die Position der SPD!)

Deswegen haben Sie versucht, sich an der SPD abzuar-
beiten, die selbstverständlich im Finanzausschuss an al-
len mit der Finanzmarktregulierung zusammenhängen-
den Themen genauso verantwortungsvoll arbeitet wie
Sie.

(Ralph Brinkhaus [CDU/CSU]: Waren Sie im
Finanzausschuss dabei? Es ist schon lange her,
dass Sie im Finanzausschuss waren!)

– Ich bin stellvertretendes Mitglied des Finanzausschus-
ses. Ich komme gewöhnlich nicht,

(Ralph Brinkhaus [CDU/CSU]: Nein, noch 
nie!)

aber ich habe Zugang zu den Protokollen. Herzlichen
Dank.

Vor ungefähr zwei Monaten hat die Frühjahrstagung
von IWF und Weltbank stattgefunden. Im Vorfeld haben
1 000 Ökonomen aus 53 Ländern, darunter Jeffrey Sachs,
Dani Rodrik und Christian Fauliau, einen Aufruf unter-
zeichnet, in dem ein Appell an das G-20-Finanzminister-
treffen zur Einführung einer internationalen Finanztrans-
aktionsteuer enthalten war. Das hat bedauerlicherweise
die dort Zusammengekommenen nicht weiter interes-
siert. In der Unterrichtung des Bundesministeriums der
Finanzen an den Finanzausschuss über die Frühjahrsta-
gung vom 14. bis 16. April in Washington heißt es unter
„Sonstiges“ – man merke: „Sonstiges“ –: Das Thema
Entwicklung inklusive Financial Transaction Tax spielte
bei dem Treffen keine größere Rolle.

Bedauerlicherweise muss man das feststellen. Genau
hier knüpft der Antrag der SPD an. Wenn wir auf der
Ebene der G 20 zurzeit nicht vorankommen, dann ist es
nötig, über ein abgestuftes Verfahren, wie wir es im An-
trag dargestellt haben, wie es auch von meinen Vorred-
nern dargestellt worden ist und wie es übrigens auch
Kollege Steffel als möglich und zielführend – in dieser
Reihenfolge natürlich – dargestellt hat, das Thema
Finanztransaktionsteuer voranzutreiben.

Selbstverständlich verfolgen wir immer noch das
große Ziel, möglichst alle mit ins Boot zu holen. Aber
wenn das nicht geht, sollten zumindest wir damit anfan-
gen. Eigentlich müssten wir doch davon überzeugt sein,
dass dieses Vorhaben, wenn es denn gut ist und ein höhe-
res Finanzaufkommen ermöglicht, eine Strahlkraft ent-
wickeln wird. Es macht dann auch nichts, wenn der Lon-
doner Finanzplatz nicht von Anfang an dabei ist. Man
sollte sich nämlich nur einmal vor Augen führen, dass
Großbritannien bei der Relation der Neuverschuldung
(A)
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seines Haushaltes zum Bruttoinlandsprodukt auch nicht
besser dasteht als Griechenland. Großbritannien könnte
also durchaus auch ein bisschen Geld gebrauchen, um
eigene Probleme besser zu lösen.

(Joachim Poß [SPD]: Das ist wohl wahr!)

Ich will nur, vorsichtig und ohne den Briten zu nahe tre-
ten zu wollen, die Daten vor diesem Hause einmal deut-
lich machen. Wenn Aufkommen auf vernünftige Art und
Weise erzielbar ist, wird das seine Strahlkraft entwi-
ckeln.

Selbstverständlich wird das Aufkommen – da muss
ich Ihnen widersprechen, Kollege Brinkhaus – dem
deutschen Bundeshaushalt zugeführt, und die Verwen-
dungszwecke werden dann in diesem Parlament festge-
legt, auch zugunsten von Entwicklung und Klimaschutz,
und zwar in den jeweiligen Haushalten. Uns liegt daran,
dass es ein nationales Aufkommen ist, selbstverständlich
auch mit internationalen Verwendungszwecken, die
durch dieses Parlament, durch diesen Haushaltsgesetz-
geber zu bestimmen sind. Es soll keine europäische
Steuer mit europäischem Aufkommen definiert werden.
So ist das zu verstehen. Das heißt nicht, dass wir den
NGOs widersprechen würden; im Gegenteil.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der LINKEN)

Ich möchte mich noch kurz mit der heutigen Debatte
auseinandersetzen. Der Kollege Volker Wissing hat wie
immer nach dem Motto agiert: Frechheit siegt. Damit hat
er zu verbergen versucht, dass er die Finanztransaktion-
steuer eigentlich nicht will. Er sagt das nur nicht deut-
lich, weil er sich nicht offen gegen die Koalitionsräson
stellen kann. Aber es kommt klar genug zum Ausdruck.
Da war es doch gut, dass der Kollege Dr. Steffel seinem
Koalitionspartner Wissing einen Grundkurs in sozialer
Marktwirtschaft gegeben hat. Das hat mich gefreut, Kol-
lege Steffel. Es hat aber leider nicht geholfen. Denn
schon der FDP-Kollege Sänger war, ebenso wie einige
Zwischenrufer aus der FDP, nicht bereit, die in diesem
Grundkurs enthaltene Botschaft zu akzeptieren.

(Dr. Carsten Sieling [SPD]: Die Botschaft in-
tellektuell aufzunehmen! – Joachim Poß
[SPD]: Die sind nicht mal grundkursfähig!)

In diesem Zusammenhang möchte ich den Mitglie-
dern der FDP – ich meine nicht die Fraktion – zurufen:
Die Abgeordneten, die entsendet werden, sollten über
eine Grundausstattung an historisch-politischem Wissen
und an ökonomischem Wissen verfügen.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der LINKEN)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Klaus-Peter Flosbach hat jetzt das Wort für die CDU/

CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP)
Klaus-Peter Flosbach (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Das Thema, über das wir heute diskutieren, ist sehr inte-
ressant. Aber an dieser Stelle sollte der Bundesregierung
– unserer Bundeskanzlerin, unserem Finanzminister
Schäuble –, auch vonseiten der Opposition, dafür ge-
dankt werden, dass sie bei jeder internationalen Tagung
deutlich macht, dass die große Mehrheit der Deutschen
für eine Finanztransaktionsteuer ist, und dass sie diese
Steuer weltweit, unter den G 20, in Europa oder wo auch
immer einführen will. Das ist unser gemeinsames Anlie-
gen, auch in diesem Parlament. Insbesondere die Regie-
rungskoalition hat dies deutlich gemacht, indem sie
2,3 Milliarden Euro in den Haushalt eingestellt hat.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Damit haben wir ein Ziel formuliert, auch wenn uns be-
wusst ist, dass es weltweit große Widerstände und
Schwierigkeiten, die Steuer durchzusetzen, gibt.

(Dr. Carsten Sieling [SPD]: Sie haben sie 
wieder rausgenommen!)

Ich finde es auch gut, dass beispielsweise die Parla-
mente in Frankreich und in Deutschland – wir haben ja
einen relativ engen Kontakt zu den Franzosen – sowie
Präsident Sarkozy sich dieses Themas angenommen ha-
ben und dass wir dieses Thema in der Europäischen
Union federführend vorantreiben. Der heute vorliegende
Antrag der SPD ist im Grunde eine Bestätigung der Re-
gierungspolitik.

(Dr. Carsten Sieling [SPD]: Wenn die FDP Ih-
nen nicht hilft, müssen wir es machen, Herr
Flosbach!)

Für uns ist es eine Selbstverständlichkeit, über dieses
Thema zu diskutieren; deswegen haben wir dazu keinen
eigenen Antrag eingebracht.

Ihre Worte, Herr Sieling, waren natürlich viel schärfer
als der Inhalt Ihres Antrages. Es ist ein relativ ruhiger
Antrag. Sie sagen: Setzen Sie die Finanztransaktion-
steuer global durch. Wenn das nicht klappt, machen Sie
es wenigstens in Europa oder, wenn auch das nicht funk-
tioniert, zumindest in der Euro-Zone oder auch nur mit
Gleichgesinnten. – Das ist natürlich ein bisschen wenig.
Die Einführung beinhaltet ein höheres Risiko, wenn nur
wenige dahinterstehen. Der Kollege Brinkhaus hat ge-
rade am Beispiel Schwedens deutlich gemacht, wie in-
nerhalb kürzester Zeit 85 Prozent des Marktes eingebro-
chen sind. Das passiert, wenn man es isoliert einführt
und nicht mit den anderen abstimmt. Das ist ein großes
Risiko, dessen wir uns bewusst sind.

Ich glaube jedoch, dass insgesamt die Chance, dieses
Thema voranzubringen, recht groß ist, und zwar nicht
nur in Europa, sondern auch global. Wir sollten uns ein-
mal die Länder China, Hongkong, Brasilien, Indien und
Südafrika auf der G-20-Ebene ansehen, die bereits heute
eine Besteuerung ihrer Transaktionen durchführen. Übri-
gens hat auch Großbritannien eine Steuer, eine Stempel-
steuer, die allerdings auf ansässige oder registrierte Un-
ternehmen beschränkt ist.

(Dr. Carsten Sieling [SPD]: Auch die 
Schweiz!)
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Aber sie haben einen Weg gefunden, eine Besteuerung
einzuführen, deren Aufkommen immerhin 3,5 Milliar-
den Pfund ausmacht.

Warum sind wir im Grunde für eine Besteuerung des
Finanzsektors? Wir haben nicht nur mehrere Krisen er-
lebt, sondern stecken teilweise noch mittendrin. Wir ha-
ben mehrfach überlegt, wie wir den Finanzmarkt durch
eine Besteuerung an den Kosten beteiligen können. Hier
wird über die Finanzaktivitätsteuer, das heißt die Besteu-
erung von Gewinnen und Vergütungen, diskutiert. Oder
soll man den Handel von Papieren im Bereich der Ban-
ken, aber auch der Privatleute besteuern? Wir haben am
Finanzmarkt bisher keine Mehrwertsteuer, die wir in al-
len anderen Bereichen selbstverständlich erheben.

Der erste Gedanke ist natürlich: Die Banken waren
die Hauptverursacher der Krise, also müssen wir sie he-
ranziehen. Nun wissen Sie alle, dass etwa zehn Banken
mit recht großen Beträgen gerettet werden mussten.
Aber es ging auch um die anderen Banken, die durch die
Rettung dieser zehn Banken gesichert werden mussten.

Jetzt kann man natürlich sagen, dass diese Banken
mehr Steuern zahlen sollten, zum Beispiel über die Akti-
vitätsteuer. Das würde heißen, die Gewinne und Vergü-
tungen würden noch einmal zusätzlich besteuert. Das
kann ein Weg sein. Aber mit dieser Besteuerung und
dem damit verbundenen Kumulativeffekt, durch den die
Banken mehrfach belastet würden, würden viele Dinge
nicht umgesetzt werden, die wir mit Blick auf die Regu-
lierung des Finanzmarktes für wichtig halten. Wir wol-
len, dass die Banken stabiler werden. Es ist ein Marken-
zeichen dieser Bundesregierung und dieser Koalition,
dass wir in erster Linie darauf abstellen, wie wir den
Finanzmarkt wieder stabil machen können. Da sagen
wir: Wir brauchen mehr Eigenkapital in den Unterneh-
men. Das ist einer der absolut wichtigsten Punkte, damit
eine solche Krise nicht noch einmal passieren kann. Sta-
bilität – das ist das Wort dieser Regierung.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der FDP)

Daran anknüpfend haben wir – Herr Kollege
Brinkhaus hat mehrere Gesetze aufgezählt – durch das
sogenannte Restrukturierungsgesetz einen Weg gefun-
den, wie wir Banken auch in der Insolvenz übertragen
können, wenn sie systemrelevant sind. Oder wir können
sie pleitegehen lassen, ohne dass das System gefährdet
wird. Dafür haben wir eine zusätzliche Bankenabgabe
eingeführt. Dies ist zwar noch einmal eine Belastung des
Finanzsektors, aber notwendig, um in Zukunft für wei-
tere Krisen gewappnet zu sein.

Das Wichtigste im deutschen Markt ist die Versor-
gung unserer mittelständischen Wirtschaft mit Krediten.
Dazu brauchen wir stabile Banken. Deswegen müssen
wir ganz genau festlegen, wo angesetzt werden soll, wo
Banken belastet werden sollen, wo wir aber auch Ban-
ken stärken können, damit sie unseren Mittelstand finan-
zieren können. Wir haben im Gegensatz zu England
einen starken Mittelstand. Diese Wirtschaft ist stabil.
Diese Wirtschaft schafft es, 40 Prozent aller Leistungen
ins Ausland zu transportieren. Das ist die Stärke. Deswe-
gen müssen wir darauf achten, dass die Banken hier in
Deutschland besonders stabil sind.

Die Finanztransaktionsteuer soll auf Umsätze bei-
spielsweise durch Aktien, Renten, Derivate, Devisen er-
hoben werden. Das ist hier vorgeschlagen worden. Die
Europäische Kommission hat gesagt: Das kriegen wir
derzeit nur global hin. Herr Semeta hat gestern bei uns
im Finanzausschuss deutlich gemacht, dass hier noch
keine Entscheidung gefallen ist, ob besser die Aktivität-
steuer oder die Transaktionsteuer eingeführt werden soll.

Warum gibt es hier noch Unterschiede? Viele gehen
davon aus, dass man mit einer Finanztransaktionsteuer
auch seinen eigenen Heimatmarkt beschädigen kann,
wenn das passiert, was heute in der Finanzwirtschaft
vielfach passiert: Im Grunde wird auf den Knopf ge-
drückt, und der Handel findet nicht in Frankfurt, sondern
in London, New York, Hongkong oder anderswo statt.

(Zuruf von der CDU/CSU: Sehr richtig!)

Das ist eine Problematik, der wir uns stellen müssen.
Deswegen ist es auch so wichtig, Herr Staatssekretär, in-
ternationale Verhandlungen zu führen, um die anderen
mit auf diesen Weg zu nehmen. Es kann nicht sein, dass
wir unseren Finanzmarkt durch diese Abwanderung
schwächen und die anderen dadurch gestärkt werden,
wie beispielsweise damals in Schweden.

Bei jeder Besteuerung und jeder Regulierung stellt
sich aber die Frage: Sind sie eigentlich für den eigenen
Finanzmarkt richtig? Die Krise hat gezeigt, dass wir gute
Regulierung brauchen, wenn wir einen stabilen Finanz-
markt haben wollen. Jede Regulierung und jede Besteue-
rung bedeutet immer ein gewisses Stück Wettbewerbs-
behinderung für den eigenen Markt. Wenn wir dadurch
aber einen stabilen Markt erreichen können, kann es nur
der richtige Weg sein, recht scharfe Bedingungen für den
Finanzmarkt zu schaffen, gleichzeitig aber auch die
Möglichkeit, dass sich der Finanzmarkt zukünftig an den
Kosten der Finanzkrise und an unserem Gemeinwesen
beteiligt.

Meine Damen und Herren, die Finanztransaktion-
steuer hätte die Krise nicht verhindert; das wissen wir.

(Joachim Poß [SPD]: Das hat auch keiner 
behauptet!)

Oftmals wird so getan, als ob wir mit der Steuer unseren
ganzen Haushalt sanieren könnten. Wir haben Einnah-
men in Höhe von 2,3 Milliarden Euro in den Haushalt
eingestellt, weil wir das für einen realistischen Wert hal-
ten, der in naher Zukunft erreicht werden kann. Die
Finanztransaktionsteuer hätte die Krise nicht verhindert;
denn sie ist durch günstige Kreditzinsen in den USA ent-
standen. Die entsprechenden Kredite sind nach Europa
verkauft worden, auch an unsere Landesbanken. Das
wäre durch eine solche Steuer nicht verhindert worden.

Finanzmarktregulierungen hingegen können in Zu-
kunft Krisen verhindern. Wir haben in dieser Koalition
innerhalb eines Jahres acht große Gesetze auf den Weg
gebracht, um zukünftige Krisen zu verhindern. Das hat
es bisher noch nicht gegeben. Sie haben heute einen An-
trag zur Finanztransaktionsteuer vorgelegt, die in unse-
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rem Paket bereits enthalten ist. Sie haben einen solchen
Antrag aber in den elf Jahren Ihrer Regierungsführung
nicht eingebracht; Sie haben nicht versucht, das Ganze
umzusetzen, auch nicht in der rot-grünen Koalition.

(Dr. Axel Troost [DIE LINKE]: Waren da die
internationalen Rahmenbedingungen so, dass
man das konnte?)

Wir stellen uns als Koalition hinter unsere Regierung.
Wir unterstützen unsere Bundeskanzlerin und unseren
Finanzminister. Wir kämpfen für ein stabiles System.
Wir sind keine schwache Gesellschaft im europäischen
Konzert; wir Deutsche sind derzeit der große, stabile
Anker, im Gegensatz zu den Jahren am Anfang des Jahr-
tausends, als wir in allen Tabellen Letzter waren. Damals
hielten wir die rote Laterne, jetzt sind wir vorne: Wir
sind die Lokomotive in Europa; wir sind diejenigen, die
derzeit den Zug insgesamt ziehen. Diese Stärke haben
wir mit dieser Regierung erreicht. Wir haben dafür ge-
sorgt, dass wir am Finanzmarkt deutlich stabiler aufge-
stellt sind als in den Zeiten Ihrer Regierungsführung.
Darauf können wir stolz sein.

Vielen Dank, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Ich schließe die Aussprache.

Zwischen den Fraktionen ist es verabredet, die Vor-
lage auf Drucksache 17/6086 an die Ausschüsse zu über-
weisen, die Sie in der Tagesordnung finden. – Damit
sind Sie einverstanden. Dann ist das so beschlossen.

Ich rufe jetzt die Tagesordnungspunkte 34 a bis n und
34 p sowie die Zusatzpunkte 12 a bis e auf:

34 a) Erste Beratung des von der Bundesregierung ein-
gebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur Umset-
zung aufenthaltsrechtlicher Richtlinien der
Europäischen Union und zur Anpassung na-
tionaler Rechtsvorschriften an den EU-Visa-
kodex

– Drucksache 17/6053 –
Überweisungsvorschlag:
Innenausschuss (f)
Auswärtiger Ausschuss
Rechtsausschuss
Finanzausschuss
Ausschuss für Wirtschaft und Technologie
Ausschuss für Arbeit und Soziales
Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend
Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union 

b) Erste Beratung des von der Bundesregierung ein-
gebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur Durch-
führung der Verordnung (EG) Nr. 1272/2008
und zur Anpassung des Chemikaliengesetzes
und anderer Gesetze im Hinblick auf den Ver-
trag von Lissabon

– Drucksache 17/6054 – 
Überweisungsvorschlag:
Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit
c) Erste Beratung des von der Bundesregierung ein-
gebrachten Entwurfs eines Gesetzes zu dem
Abkommen vom 5. April 2011 zwischen der
Bundesrepublik Deutschland und der Interna-
tionalen Organisation für erneuerbare Ener-
gien über den Sitz des IRENA-Innovations-
und Technologiezentrums

– Drucksache 17/6039 – 
Überweisungsvorschlag:
Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit

d) Erste Beratung des von der Bundesregierung ein-
gebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur Umset-
zung der Meeresstrategie-Rahmenrichtlinie
und zur Änderung des Bundeswasserstraßen-
gesetzes

– Drucksache 17/6055 – 
Überweisungsvorschlag:
Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit (f)
Ausschuss für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung
Ausschuss für Tourismus 

e) Erste Beratung des von der Bundesregierung ein-
gebrachten Entwurfs eines Gesetzes zu dem Ab-
kommen vom 9. März 2010 zwischen der Bun-
desrepublik Deutschland und der Republik
Östlich des Uruguay zur Vermeidung der Dop-
pelbesteuerung und der Steuerverkürzung auf
dem Gebiet der Steuern vom Einkommen und
vom Vermögen

– Drucksache 17/6056 – 
Überweisungsvorschlag:
Finanzausschuss

f) Erste Beratung des von der Bundesregierung ein-
gebrachten Entwurfs eines Gesetzes zu dem Ab-
kommen vom 4. Juni 2010 zwischen der Regie-
rung der Bundesrepublik Deutschland und
der Regierung der Turks- und Caicosinseln
über den steuerlichen Informationsaustausch

– Drucksache 17/6057 – 
Überweisungsvorschlag:
Finanzausschuss

g) Erste Beratung des von der Bundesregierung ein-
gebrachten Entwurfs eines Gesetzes zu dem Ab-
kommen vom 21. Juni 2010 zwischen der Bun-
desrepublik Deutschland und der Republik
San Marino über die Unterstützung in Steuer-
und Steuerstrafsachen durch Informations-
austausch

– Drucksache 17/6058 – 
Überweisungsvorschlag:
Finanzausschuss (f)
Rechtsausschuss

h) Erste Beratung des von der Bundesregierung ein-
gebrachten Entwurfs eines Gesetzes zu dem Ab-
kommen vom 5. Oktober 2010 zwischen der Re-
gierung der Bundesrepublik Deutschland und
der Regierung der Britischen Jungferninseln
über die Unterstützung in Steuer- und Steuer-
strafsachen durch Informationsaustausch

– Drucksache 17/6059 – 
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